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1 Zusammenfassung 

Grundwasserschutz durch Ökologischen Landbau 

 Die Landwirtschaft ist Hauptverursacher von diffusen Stickstoffeinträgen in Gewässer. 
Der Stickstoffbilanzüberschuss in der Landwirtschaft in Deutschland hat sich seit 1990 
auf einem Niveau zwischen 101 und 121 kg N/ha stabilisiert.  

 Bei ökologischer Bewirtschaftung wird im Durchschnitt deutlich weniger Stickstoff ausgewa-
schen, und das Risiko für Belastungen des Grundwassers ist aufgrund der geringeren Inten-
sität und der geringeren Stickstoffbilanzüberschüsse im Vergleich zur konventionellen Land-
wirtschaft niedriger. Zudem sind Ökolandwirte aus eigenem Interesse bestrebt, Stickstoffver-
luste so gering wie möglich zu halten, weil deren Substitution nur begrenzt erlaubt und teuer 
ist. Die aus zahlreichen Untersuchungen abgeleitete durchschnittliche Nitratauswaschung 
auf ökologisch bewirtschafteten Flächen liegt im Ackerbau mit 21,9 und bei Dauergründ-
landnutzung mit 13 kg N je Hektar und Jahr. Im Vergleich dazu weisen konventionelle 
Flächen eine Auswaschung von 60 bzw. 31 kg  je Hektar und Jahr auf. Nach Umstellung 
auf ökologischen Landbau kommt es i. d. R. innerhalb weniger Jahre zu einer Abnahme 
der Stickstoffverluste auf den betreffenden Flächen.  

 Trotz der insgesamt deutlich günstigeren Einschätzung des Öko-Landbaus bezüglich des 
Nitrataustrags im Vergleich zu konventionellen Verfahren besteht auch im Öko-Landbau 
ein Risiko grundwasserbelastender Nitratauswaschung. Ein solches Risiko kann vor al-
lem die Bodenbearbeitung nach Leguminosen und Hackfrüchten im zeitigen Herbst so-
wie der Einsatz von Wirtschaftsdüngern darstellen, wenn es nicht gelingt, den minerali-
sierten Stickstoff durch die Etablierung einer Folgekultur oder Zwischenfrucht wieder zu 
binden. Diesem Risiko kann der Öko-Landwirt durch Optimierung des Stickstoffmanage-
ments begegnen. 

 In großen Teilen Unterfrankens herrschen besondere klimatische wie hydrogeologische 
Standortbedingungen vor, die ein höheres Nitratauswaschungspotenzial mit sich bringen. 
In diesen Gebieten ist darauf zu achten, dass die dargestellten acker- und pflanzenbauli-
chen Maßnahmen eines sorgsamen Stickstoffmanagements befolgt werden. Als Modell 
für die erfolgreiche Einführung einer grundwasserschonenden ökologischen Bewirtschaf-
tung bei vergleichbaren standörtlichen Bedingungen kann das Wassergut Canitz in 
Sachsen betrachtet werden. Die sehr gut untersuchten und publizierten Resultate bele-
gen die Abnahme der potenziellen Nitrataustragsgefährdung durch das Sickerwasser. 

Skizze einer Kampagne „Grundwasserschutz durch Ökologischen Landbau“ 

 Der Markt für Öko-Produkte wächst stark, ohne dass das heimische Angebot Schritt hal-
ten kann. 

 Als Elemente einer Kampagne lassen sich nennen: Vermarktungsförderung, Beratungs-
förderung, Flächenförderung und Öffentlichkeitsarbeit. 

 Für die erfolgreiche Umstellung auf ökologischen Landbau hat die erfolgreiche Vermark-
tung der Produkte entscheidenden Impulscharakter. Zwar sind alle Instrumente grund-
sätzlich gleichgewichtig anzuwenden, in der zeitlichen Abfolge gilt es jedoch zuerst, den 
Absatz der Produkte zu sichern. 
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2 Wasserschutz in der Landwirtschaft 

Nachdem in den siebziger und achtziger Jahren die Belastungen von Grund- und Oberflä-
chenwässern mit Stickstoff und Pflanzenschutzmittelrückständen zunahmen und nach-
gewiesen wurde, dass die Landwirtschaft einer der Hauptverursacher dieser Entwicklung war 
(z. B. ISERMANN 1990), wurden Maßnahmen zur Verringerung der Einträge aus landwirt-
schaftlichen Quellen ergriffen. Von der Europäischen Union wurden in der Nitrat-Richtlinie 
1991 (EWG 1991b) Maßnahmen in der Landwirtschaft vorgesehen, um flächendeckend Ziele 
des Wasserschutzes zu erreichen. Maßnahmen des vorsorgenden Wasserschutzes wurden 
bevorzugt, da eine Sanierung von Grundwasserkörpern – wenn überhaupt - nur mit großem 
finanziellem und technischem Aufwand und über lange Zeit möglich ist (BMU 2006: 69). 

Dennoch verschlechterte sich die Grundwasserqualität weiter durch Einträge von Nitrat und 
Pestiziden aus der Landwirtschaft, sodass die Schadstoffkonzentrationen in einigen West- 
und Osteuropäischen Ländern häufig über den EU-Höchstwerten lagen (EEA 1998). 

 

2.1 Entwicklung landwirtschaftlicher Faktoren 

Betrachtet man die Gesamt-Stickstoff-Bilanz und den Stickstoffbilanzüberschuss, einen 
Indikator für die Entwicklung der Intensität der Landwirtschaft und der von ihr ausgehenden 
Umweltgefährdung, so weist die Literatur unterschiedliche Angaben aus:   
Laut Europäischer Umweltagentur (EEA 2006g) reduzierte sich der Stickstoffbilanzüber-
schuss zwischen 1990 und 2000 um 28 Prozent von 147 auf 105 kg/ha. Das deutsche Um-
weltbundesamt (UBA 2006b) ermittelte für den gleichen Zeitraum hingegen einen geringfügi-
gen Anstieg des Bilanzsaldos von 116 auf 121 kg/ha. Betrachtet man die Zeitreihe für 
Deutschland seit 1990, so zeigt sich jedoch, dass sich der Saldo nach dem Abfall in Folge 
der Wiedervereinigung zwischen 101 und 121 kg/ha stabilisiert hat. Der Wert liegt damit in 
etwa auf dem Niveau von 1970 bis 1975, nachdem er zuvor etwa zehn Jahre lang bei Wer-
ten von ca. 150 kg/ha lag (BACH & FREDE 1997; MOHAUPT 2006).  

 
Abb. 1: Entwicklung der Hoftorbilanzüberschüsse nach PARCOM-Richtlinie von 
Stickstoff und Phosphor in Deutschland zwischen 1950 und 2002 (Quelle: MOHAUPT 
2006) 
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Betrachtet man die Stickstoffzufuhr, also den Mineraldünger- und Wirtschaftdüngereinsatz, 
so ergeben sich für Deutschland im Zeitraum zwischen 1990 und 2000 kaum Veränderun-
gen. Der Mineraldüngereinsatz sank von 124 auf 116 kg/ha, der Wirtschaftdüngereinsatz von 
98 auf 81 kg/ha, sodass die Gesamtstickstoffzufuhr von 262 auf 235 kg/ha um elf Prozent 
abnahm. 

Der Stickstoffentzug stieg zwischen 1990 und 2000 von 115 auf 129 kg/ha (EEA 2006g). 
Daraus kann gefolgert werden, dass der Rückgang des Stickstoffüberschusses zwar auf ei-
ner Verringerung der durchschnittlichen Stickstoffzufuhr beruht, jedoch gleichzeitig auch auf 
eine Steigerung der Effektivität und Produktionsintensität zurückzuführen ist. Zudem ist der 
Rückgang der Stickstoffzufuhr nicht auf sämtliche Betriebe gleich verteilt, sondern eher auf 
die zunehmende Extensivierung bereits relativ extensiv wirtschaftender Betriebe und Flä-
chen zurückzuführen. Darüber hinaus ist der Anteil der landwirtschaftlich genutzten Fläche, 
die von spezialisierten Betrieben bewirtschaftet wird, zwischen 1990 und 2000 um vier Pro-
zent bzw. fünf Millionen Hektar zu Lasten nicht spezialisierter Betriebe gestiegen. Speziali-
sierung führt zwar in der Regel zu höherer Produktionseffizienz, kann aber auch verstärkt 
negative Effekte für die Umwelt zur Folge haben (EEA 2006a: 12 ff.). 

 

2.2 Entwicklung der Belastungen von Gewässern 

In Deutschland wurde von der LAWA (1996) ein Messstellennetz für oberflächennahes 
Grundwasser unter landwirtschaftlichen Belastungsgebieten gemäß der Nitratrichtlinie (EWG 
1991a) eingerichtet. Für den Beobachtungszeitraum 1992 bis 1994 wurde in diesem Mess-
netz ermittelt, dass bei 64 Prozent der Messstellen der Grenzwert von 50 mg NO3/l über-
schritten wurde. Davon wurden bei 29 Prozent der Messungen sogar Werte von 90 mg NO3/l 
übertroffen. Für den dritten Bericht zur Nitratrichtlinie wurde mit etwas abgeänderter Metho-
dik ermittelt, dass bei 56 Prozent der Messstellen der Grenzwert von 50 mg NO3/l nach wie 
vor überschritten wurde. Nach dieser veränderten Methodik ist die Anzahl der Messstellen, 
bei denen die Grenzwerte nicht mehr überschritten werden, innerhalb von zehn Jahren um 
ca. vier Prozent gesunken. Insgesamt weisen ca. 30 Prozent der Messstellen bezüglich der 
Nitratbelastung eine stark abnehmende Tendenz auf. Gleichzeitig sind die Werte jedoch bei 
ca. 20 Prozent der Messstellen stark steigend. Die bisher ergriffenen Maßnahmen führen 
dazu, dass die Belastungsspitzen gekappt werden. Ein deutlicher Rückgang hat jedoch nicht 
stattgefunden (BMU 2004). 

Bei Grundwasser kann aus der bevorzugten Landnutzung im Umfeld von Messstellen auf 
die Haupteintragsursache geschlossen werden. Überschreitungen des Grenzwerts von 
50 mg NO3/l sind bei Messstellen des repräsentativen Messnetzes, an denen ackerbauliche 
Nutzung überwiegt, mit 24 Prozent am häufigsten, gefolgt von Messstellen unter Siedlungs-
flächen (16 Prozent), Gründlandnutzung (7 Prozent) und Wald (4 Prozent) (BMU 2006). Bei 
einem hohen Anteil von Ackerland an der Flächennutzung, hoher Bewirtschaftungsintensität 
sowie ungünstigen Boden- und Klimaverhältnissen ist jeweils mit deutlich höheren Anteilen 
der Landwirtschaft an der Gesamtbelastung zu rechnen. 

Die Landwirtschaft wird für 50 bis 80 Prozent der Belastung von Oberflächengewässern 
mit Nitrat verantwortlich gemacht (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2002). Im Einzelnen 
werden als Anteil der Landwirtschaft an der Gesamtbelastung für Deutschland 60 Prozent 
genannt (EEA 2006f), „wobei die Emissionen über den Grundwasserpfad (54 Prozent) und 
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über die Dränagen (15 Prozent) eine entscheidende Rolle spielen“ und der Anteil der Land-
wirtschaft an der Gesamtbelastung steigt (BMU 2006).  

 

2.3 Bewertung des Status von Wasserschutzmaßnahmen in der 
Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft ist Hauptverursacher von diffusen Stickstoffeinträgen in Gewässer, 
insbesondere seit Erfolge bei der Verringerung von Einträgen aus Punktquellen erreicht wur-
den (EEA 2003; BMU 2006). Dies gilt vor allem für Gebiete mit hohen Viehbesatzdichten und 
geringer Besiedlungs- und Industriedichte (EEA 2006d). Die vom EUROPÄISCHEN PAR-
LAMENT (2000) formulierte Forderung, Umsetzungsdefizite zu beheben bzw. zusätzliche 
und effektivere Maßnahmen zur Verringerung von landwirtschaftlich verursachten Gewässer-
belastungen zu ergreifen, bleibt nach wie vor aufrecht. 

Dies bestätigte sich auch im Zuge der Erstbewertung des Grundwasserzustandes für die 
Wasserrahmenrichtlinie (EG 2000). Dabei wurde geprüft, ob die Konzentrationen bzw. die 
Einträge an Stickstoff und Pflanzenschutzmitteln unter den vorgeschriebenen Grenzwerten 
liegen. In Deutschland ergab diese Bewertung, dass das Erreichen eines guten chemischen 
Zustandes bei ca. 52 Prozent der bewerteten Grundwasserkörper ohne weitere Maßnahmen 
wahrscheinlich nicht möglich oder unsicher ist. Die Fläche dieser Wasserkörper umfasst ca. 
45 Prozent der Gesamtfläche Deutschlands. Ca. 85 Prozent der Grundwasserkörper sind 
durch Stoffeinträge (z. B. Nitrat, Pestizidrückstände) aus diffusen Quellen beeinträchtigt. Aus 
den Ergebnissen wurde das Resümee gezogen, dass Qualitätsziele des Wasserschutzes mit 
den bisher ergriffenen Maßnahmen oftmals nicht erreicht werden können (BMU 2005; BMU 
2006). 

 

2.3.1 Effektivität von Wasserschutzmaßnahmen in der Landwirtschaft 

Die tendenzielle Abnahme der Bilanzüberschüsse für Stickstoff und Phosphor wird sich auf-
grund der langen Fließwege erst mit entsprechender Zeitverzögerung bei den Konzentratio-
nen im Grundwasser bemerkbar machen (BMU 2004). Die Effektivität bisheriger Maßnah-
men kann deshalb derzeit nur unter Zuhilfenahme von Modellen abgeschätzt werden. Im 
Rahmen des gebietsbezogenen Wasserschutzes, der meist den Schutz des Trinkwassers 
zum Ziel hat, wurden jedoch bereits in einigen Fällen durch die Bereitstellung von Aus-
gleichszahlungen für freiwillige Wasserschutzvereinbarungen und intensive Beratung nach-
weisbare Verringerungen der Belastungsgefährdung erreicht (FELDWISCH & FREDE 1998; 
EUROPÄISCHE KOMMISSION 2002; BMU 2004). 

Mit Blick auf die durchschnittliche Intensität der Landwirtschaft wäre jedoch eine weitere 
deutliche Verringerung der Stickstoffbilanzüberschüsse auf ca. 50 kg/ha wünschenswert und 
auch die Begrenzung der Maximalmengen des Stickstoffs, der mit organischen Düngern 
ausgebracht werden darf, auf 170 kg/ha und Jahr ist aus Sicht des Gewässerschutzes zu 
hoch. Bei hohen Stickstoffmengen sind insbesondere auf Standorten mit hoher Wasser-
durchlässigkeit und Erosionsgefährdung sowie von gedüngten Uferstreifen weiterhin Nähr-
stoffbelastungen der Gewässer zu erwarten (STAFFEL-SCHIERHOFF & MOHAUPT 2002). 
Für die Absenkung der Stickstoffbilanzüberschüsse auf ca. 50 kg/ha wäre in Deutschland im 
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Durchschnitt eine Halbierung der Bilanzüberschüsse erforderlich. In einigen Gebieten müss-
ten die Tierbestandsdichten reduziert bzw. eine ausreichende Verteilung oder Entsorgung 
des anfallenden Wirtschaftsdüngers erreicht werden.  

Die Senkung der Stickstoffbilanzüberschüsse unter ein bestimmtes Niveau hat jedoch für die 
Einkommenssicherheit der Landwirte unter Umständen ungünstige Konsequenzen. Es ist vor 
allem bei ackerbaulicher Nutzung unmöglich, Stickstoffverluste vollständig zu vermeiden. So 
können einige verursachende Faktoren (z. B. klimatisch bedingte) nicht vom Landwirt beein-
flusst werden (SHEPHERD et al. 2003). Arbeitet ein Landwirt ohne einen gewissen Risiko-
zuschlag bzw. Bilanzüberschuss, wird bei widrigen Bedingungen die optimale Nährstoffver-
sorgung der Pflanzen nicht zu jedem Zeitpunkt gewährleistet sein und er muss geringere 
Erträge in Kauf nehmen. Ein gewisser Stickstoffbilanzüberschuss dient als Puffer, um Verlus-
te, die in Folge unvorhersehbarer Entwicklungen durch Auswaschung und Erosion auftreten, 
auszugleichen. Je geringer dieser Puffer gehalten wird, umso höher wird das Risiko, geringe-
re Erträge erzielen zu können. Umgekehrt steigt das Risiko von Auswaschungen, je höher 
die Intensität und der Stickstoffbilanzüberschuss sind. Dann fließen z. B. bei starkem Regen 
nach der Ausbringung von leichtlöslichen Düngern höhere Mengen an Dünger oberflächlich 
ab oder es verbleiben entsprechende Mengen an leicht verfügbarem Stickstoff nach der Ern-
te im Boden, wenn das Pflanzenwachstum hinter den Erwartungen zurückgeblieben ist, also 
nicht die geplanten Stickstoffmengen von den Pflanzen aufgenommen und mit dem Erntegut 
abgefahren wurden. Zudem sind in intensiver Kultur geführte Pflanzen anfälliger für Krank-
heiten bzw. Beikrautdruck und erfordern daher einen verstärkten Pestizideinsatz.  

Ab einer bestimmten Höhe können Stickstoffbilanzüberschüsse durch verbessertes Manage-
ment verringert werden, ohne dass ein nennenswertes Risiko für Ertragseinbußen in Kauf zu 
nehmen ist. Wo diese Grenze liegt, kann jedoch nur von Fall zu Fall und Standort zu Stand-
ort unter Berücksichtigung des Ertragspotenzials und Klimas entschieden werden.  

Treten hohe Stickstoffbilanzüberschüsse in Folge einer Spezialisierung auf Veredelungswirt-
schaft auf, sind sie in der Regel durch geringere Kosten je Tier bei hohem Viehbesatz bzw. 
regionalem Flächenmangel begründet. Artgerechte Tierhaltung und eine umweltgerechte 
Verwertung überschüssigen Wirtschaftsdüngers stellen für diese Betriebe einen bedeutsa-
men Kostenfaktor dar, dessen Veränderung aus betriebswirtschaftlicher Sicht zu vermeiden 
ist, solange dies ohne Sanktionen möglich ist. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
auch diese Landwirte bestrebt sind, Mindereinnahmen, die nicht ausgeglichen werden, zu 
vermeiden (DABBERT & PIORR 1998). 

Eine Verringerung der Intensität unter ein bestimmtes Niveau und der Verzicht auf Speziali-
sierung führen zu einer Erhöhung des wirtschaftlichen Risikos und/oder einer Verringerung 
der Einnahmen. Da der Agrarsektor in Europa zunehmend dem internationalen Wettbewerb 
ausgesetzt ist und die Preise sich tendenziell den niedrigeren Weltmarktpreisen annähern, 
stehen insbesondere Landwirte mit ungünstigen betrieblichen Voraussetzungen von zwei 
Seiten unter Kostendruck, wenn sie der Forderung nach geringer Bewirtschaftungsintensität 
nachkommen wollen. Aus diesem Grund erscheint es für die erfolgreiche Umsetzung von 
Einzelmaßnahmen des Wasserschutzes (z. B. reduzierte Stickstoffdüngung), die über den 
Standard der guten fachlichen Praxis hinausgehen, unumgänglich, entsprechende Aus-
gleichszahlungen bereitzustellen (DABBERT et al. 1998). 

Wird durch die Kombination mehrerer derartiger Wasserschutzmaßnahmen die Betriebsfüh-
rung konsequent extensiviert und zusätzlich das Risiko von Pestizidbelastungen durch einen 
Ausbringungsverzicht minimiert, ergibt sich eine Wirtschaftsweise, die dem ökologischen 



 
 

 
 

8

 

Landbau ähnlich ist. Der ökologische Landbau schließt zahlreiche Wasserschutzmaßnah-
men bereits in seinen Richtlinien ein (z. B. Begrenzung der Viehbesatzdichte und des Zu-
kaufs von Düngemitteln, Verzicht auf Anwendung synthetischer Pflanzenschutzmittel). Öko-
logischer Landbau ist zwar kein umweltpolitisches Allheilmittel (STAFFEL-SCHIERHOFF & 
MOHAUPT 2002), er kann jedoch nachhaltig eine Verringerung der Bewirtschaftungsintensi-
tät und damit des Belastungsrisikos bewirken. „Durch die weitgehende Reduzierung des Ein-
satzes von Agrochemikalien, wie Mineraldünger und Pestizide, und des übermäßigen Ein-
satzes von Gülle würde die flächenhafte Belastung des Grundwassers in Deutschland durch 
Stickstoffverbindungen sowie durch Pestizide nochmals deutlich reduziert“ (UBA 2002:138). 
Deshalb ist es naheliegend, die Potenziale, die der ökologische Landbau für den Wasser-
schutz bietet, näher zu untersuchen (STOLZE et al. 2000; SHEPHERD et al. 2003).  

 
2.3.2 Umsetzungsdefizite von Wasserschutzmaßnahmen in der 

Landwirtschaft 

Vom Europäischen Parlament (2000) wird vor allem die Durchführung von Wasserschutz-
maßnahmen als mangelhaft kritisiert und eine Umverteilung der landwirtschaftlichen Finanz-
hilfen gefordert, damit Landwirten umweltfreundliche Perspektiven geboten und umweltorien-
tierte Betriebsleiter nicht benachteiligt werden. Die Verbesserung der wirtschaftlichen Bedin-
gungen für landwirtschaftliche Betriebe ist eine wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche 
Anwendung der Nitratrichtlinie auf der Ebene einzelner Betriebe. Diese Bedingungen sind 
jedoch durch sinkende Produktpreise und zunehmenden wirtschaftlichen Druck gekenn-
zeichnet. Dieser Druck erreicht insbesondere für Landwirte mit kleineren Betrieben, die unter 
ungünstigen strukturellen und naturräumlichen Bedingungen wirtschaften, in vielen Fällen 
existenzbedrohliche Ausmaße (HERRMANN 1993). Auch HOFREITER (1996) sieht die 
Notwendigkeit, Widersprüche zwischen gesetzlich definierten Wasserschutzzielen und öko-
nomischen Rahmenbedingungen aufzuheben. Zur Erreichung des optimalen Gewinns sieht 
sich der Landwirt unter den gegebenen Bedingungen gezwungen, mit deutlichen Stickstoffbi-
lanzüberschüssen zu produzieren. KNOEPFEL und ZIMMERMANN (1993: 253 u. 271 ff.) 
ziehen für Schweizer Verhältnisse die Schlussfolgerung, dass festgelegte Preise und Pro-
duktionsbedingungen Umweltbelastungen nicht berücksichtigen, und deshalb Landwirte, die 
sich ökologisch verhalten, unter Umständen nicht marktkonform handeln und einkommens-
mindernde Effekte in Kauf nehmen müssen. Die Autoren folgern weiter, dass dem Intensivie-
rungsdruck, aus dem negative Umweltwirkungen resultieren, durch veränderte ökonomische 
Rahmenbedingungen entgegengewirkt werden müsse. Einem umweltkonformen Wirtschaf-
ten steht aber häufig das ökonomische Anreizsystem im Weg (KNOEPFEL & ZIMMERMANN 
1993: 253 u. 271 ff.). 

Deshalb ist es auch wenig verwunderlich, dass eine weitere Ursache für mangelnde Effektivi-
tät im überwiegenden Einsatz von ordnungsrechtlichen Maßnahmen und der unzureichen-
den Anpassung von Ausgleichszahlungen an die jeweiligen Bedingungen gesehen wurde 
(DE WALLE & SEVENSTER 1998). Regulative Maßnahmen verursachen hohe Kontrollkos-
ten und sind wirtschaftlich nicht effizient (HOFREITER 1996). Aus diesem Grunde wird ge-
fordert, neben der Anwendung ordnungsrechtlicher Maßnahmen, an die die Androhung von 
Sanktionen im Falle von Verstößen geknüpft werden, zusätzlich anreizorientierte Maßnah-
men vorzusehen, z. B. in Form von Prämien für Landwirte, die besonders umweltverträgliche 
Düngemethoden anwenden, die über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen. Des 
Weiteren soll den Landwirten praktische und technische Unterstützung gewährt werden 
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(EUROPÄISCHES PARLAMENT 2000). Nur durch die Kombination von Instrumenten ist 
eine kosteneffiziente Verringerung landwirtschaftlich verursachter Umweltbelastungen mög-
lich (OECD 2004).  

Zu ähnlichen Schlussfolgerungen kommen auch andere Autoren (HOFREITER 1996; 
BROUWER & KLEINHANSS 1997). Durch wasserschutzgerechte Landbewirtschaftung, die 
über gesetzliche Mindeststandards hinausgeht, dürfen keine wirtschaftlichen Nachteile ent-
stehen und Einkommensausfälle sollten durch Ausgleichszahlungen abgegolten werden. Die 
Höhe der Abgaben und Ausgleichszahlungen sollte sich am messbaren Erfolg bzw. Schaden 
orientieren (KNOEPFEL & ZIMMERMANN 1993; HOFREITER 1996). Beratung oder der 
ausschließliche Einsatz ordnungsrechtlicher Maßnahmen reichen nicht aus, wenn die öko-
nomischen Bedingungen nicht entsprechend ausgestaltet werden und technische Voraus-
setzungen fehlen. 

Es gilt auch, dass regulative und anreizorientierte Maßnahmen erst dann eine optimale Ef-
fektivität entfalten, wenn sie durch Informationsmaßnahmen begleitet werden. Besonders 
jene Wasserschutzmaßnahmen, die in Zusammenarbeit mit den Landwirten an die struktu-
rellen Erfordernisse angepasst werden und dadurch sinnvoll erscheinen, können erfolgreich 
umgesetzt werden (ALBRECHT et al. 1987; KNOEPFEL & ZIMMERMANN 1993; EIBLMEI-
ER 1994; CURRLE & PRAVANOW-DAWSON 1996). Landesweit angebotene Agrarumwelt-
maßnahmen ohne regionale Anpassung wurden bisher vor allem in Gebieten in Anspruch 
genommen, in denen ohnehin relativ extensiv gewirtschaftet wird (BERGSCHMIDT & NIE-
BERG 2004). EIBLMEIER (1994) stellte fest, dass Landwirte bei der Düngung und im Pflan-
zenschutz keinen Bedarf zur Veränderung ihrer Wirtschaftsweise sahen, weil sie der Ansicht 
waren, dass die Verantwortung für das Auftreten von Pflanzenschutzmitteln im Grundwasser 
bei den Zulassungsbehörden und nicht bei ihnen selbst liegt.  

Angesichts der Kosten und des Administrationsaufwands für Wasserschutzmaßnahmen in 
der konventionellen Landwirtschaft erscheint es naheliegend, diese durch ein umfassende-
res Konzept, den ökologischen Landbau, zu ergänzen. MAGOULAS et al. (1996) bezeichnen 
die ökologische Landwirtschaft als geeignet, da sie die umfassendste und am konsequentes-
ten umgesetzte Konzept- bzw. Leitbildvariante eines integrierten Umwelt- und Gewässer-
schutzes darstellt. 

Zusammenfassung des vorhergehenden Kapitels  

 Der Stickstoffbilanzüberschuss in der Landwirtschaft in Deutschland hat sich seit 1990 
auf einem Niveau zwischen 101 und 121 kg N/ha stabilisiert.  

 Die bisher ergriffenen Maßnahmen zur Reduktion der Nitratbelastung von Grundwasser 
führen dazu, dass Belastungsspitzen gekappt werden, ein deutlicher Rückgang der Be-
lastungen ist jedoch nicht zu verzeichnen.  

 Die Landwirtschaft ist Hauptverursacher von diffusen Stickstoffeinträgen in Gewässer. 

 Die Senkung der Stickstoffbilanzüberschüsse unter ein bestimmtes Niveau hat für die 
Einkommenssicherheit der Landwirte unter Umständen ungünstige Konsequenzen. 

 Ein überwiegender Einsatz ordnungsrechtlicher Maßnahmen zum Schutz des Grundwas-
sers ist wenig effektiv, verursacht hohe Kontrollkosten und ist deshalb wirtschaftlich nicht 
effizient.  
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3 Eignung des ökologischen Landbaus für den 
Wasserschutz 

STOLZE et al. (2000) folgerten aus der Auswertung zahlreicher Untersuchungen, die sich mit 
den Leistungen des ökologischen Landbaus für den Umwelt- und Naturschutz befasst hat-
ten, dass der ökologische Landbau in Relation zur konventionellen Landwirtschaft im Durch-
schnitt geringere Grundwasserbelastungen verursacht und deshalb das zu bevorzugende 
Produktionssystem für Wasserschutzgebiete ist. Auch HANSEN et al. (1999), HAAS (2001) 
und SHEPHERD et al. (2003), die ebenfalls zahlreiche Vergleichsuntersuchungen auswerte-
ten, kamen zu ähnlichen Ergebnissen:  

Bei ökologischer Bewirtschaftung wird im Durchschnitt weniger Stickstoff ausgewaschen und das 
Risiko für Belastungen des Grundwassers ist aufgrund der geringeren Intensität und der geringe-
ren Stickstoffbilanzüberschüsse im Vergleich zur konventionellen Landwirtschaft niedriger. Zu-
dem sind Ökolandwirte aus eigenem Interesse bestrebt, Stickstoffverluste so gering wie möglich 
zu halten, weil deren Substitution nur begrenzt erlaubt und teuer ist (HEß et al. 1992; 
SHEPHERD et al. 2003). 

 

KOLBE (2000) verwendete Daten aus mehr als 100 Untersuchungen, um mit Hilfe von ver-
besserten Bilanzierungs- und Schätzverfahren durchschnittliche Stickstoffbilanzüberschüsse 
sowie potenzielle Auswaschungsmengen und Nitrat-Konzentrationen im Sickerwasser für 
verschiedene Formen der Landnutzung zu ermitteln. Aus den in Abb. 2 und 3 dargestellten 
Ergebnissen wird deutlich, dass der ökologische Ackerbau im Schnitt hinsichtlich der Nitrat-
auswaschung ins Grundwasser deutlich besser abschneidet als konventionelle Verfahren. 
Während z. B. im konventionell-intensiven Feldgemüseanbau die Nitratauswaschung 105 kg N 
je Hektar und Jahr beträgt, liegt sie im konventionell-intensiven Ackerbau bei 60 kg und bei öko-
logischer Bewirtschaftung bei 21,9 kg. Die hierzu korrespondierenden geschätzten durchschnitt-
lichen Nitratgehalte des Sickerwassers liegen entsprechend bei 142, 79 sowie 28,7 mg/l (nicht 
dargestellt). 
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N-Salden, Nmin-Gehalte und Nitratauswaschung bei 
unterschiedlicher ackerbaulicher Bewirtschaftung
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ökologischer Landbau

 
Abb. 2: Mittelwerte der Salden der Stickstoffflächenbilanz, Nmin-Werte und Auswaschung von 
Stickstoff für verschiedene ackerbauliche Landnutzungsformen in Deutschland (Quelle: KOLBE 
2000) 

 

Bei der Bewirtschaftung von Dauergrünland liegt die durchschnittlichen Nitratauswaschung 
im ökologischen Landbau mit 13 kg N je Hektar und Jahr ebenfalls nur bei ca. 40 Prozent der 
durchschnittlichen Nitratauswaschung unter intensiv-konventioneller Grünlandbewirtschaf-
tung, die eine Auswaschung von 31 kg je Hektar und Jahr aufweist. Die hierzu korrespondie-
renden geschätzten durchschnittlichen Nitratgehalte des Sickerwassers liegen entsprechend 
bei 19 sowie 45mg/l (nicht dargestellt). 
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N-Salden, Nmin-Gehalte und Nitratauswaschung bei 
unterschiedlicher Dauergrünlandnutzung
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Abb. 3: Mittelwerte der Salden der Stickstoffflächenbilanz, Nmin-Werte und Auswaschung von 
Stickstoff für verschiedene Dauergrünlandnutzungssysteme in Deutschland (Quelle: KOLBE 
2000) 
 

Als Ursache für diese relativ günstige Einschätzung des ökologischen Landbaus in Bezug 
auf die verschiedenen, das Risiko des Nitrataustrags ins Grundwasser beschreibenden Pa-
rameter verweist KOLBE auf eine Reihe von Besonderheiten des ökologischen Landbaus im 
Vergleich zum konventionellen: 

 Im Schnitt erfolgt im ökologischen Landbau eine deutlich geringere Zufuhr an Stickstoff (bis 
zu 50 Prozent) als bei den intensiveren konventionellen Anbauformen.  

 Da die Erträge nicht im gleichen Ausmaß abfallen, sind deutlich niedrigere N-Salden der 
ökologischen Anbauformen auf Grünland und Ackerland zu verzeichnen.  

 Auf Grund des Gesetzes vom abnehmenden Ertragszuwachs (MITSCHERLICH-Gesetz) 
kommt es im ökologischen Landbau zu einer besseren Stickstoffverwertung und dem zu-
folge auch zu geringeren Stickstoffverlusten.  

 Es gibt ferner Hinweise, dass die Stickstoffdynamik im Boden bei ökologischer Bewirtschaf-
tung zeitweise in Richtung höherer Ammonium-Stickstoff-Anteile verschoben ist, worauf 
ebenfalls ein geringeres Verlagerungspotenzial zurückgeführt werden könnte. 

 Die im ökologischen Landbau entscheidende Quelle der Stickstoffzufuhr ist die symbionti-
sche Stickstoffbindung durch Leguminosen. Die Höhe der symbiontischen Stickstoffbin-
dung ist abhängig von den Nmin-Gehalten des Bodens. Daraus ergibt sich eine hohe Fä-
higkeit zur Selbstregulierung mit ausgleichender Wirkung auf Nährstoffschwankungen im 
Boden.  
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 Es gibt deutliche Hinweise aus Dauerfeldversuchen, dass das Verlagerungspotenzial für 
den Nährstoff Stickstoff bei Verabreichung in mineralischer Form höher ist als bei der im 
ökologischen Landbau üblichen Verabreichung in organischer Form (Stallmist, Gülle).  

 Nach der Umstellung von relativ intensiv geführten konventionellen Flächen auf Formen 
des ökologischen Landbaus erfolgt sowohl eine geringfügige Anhebung der Humusgehalte 
als auch oft eine Erweiterung der C/N-Verhältnisse des Bodens. Durch beide Aspekte wer-
den nicht unerhebliche N-Mengen in der Ackerkrume gehalten und von einer Verlagerung 
und Auswaschung in Grundwasserbestände bewahrt.  

 Ferner ist bemerkenswert, wie schnell es nach der Umstellung auf ökologische Bewirt-
schaftung zur Abnahme der Stickstoffverluste auf den Flächen kommt. So haben nur weni-
ge Jahre ausgereicht, um auf sandigen Lehmböden eine Abnahme von 37 kg Nitratstick-
stoff je Hektar im Tiefenprofil zwischen 0,6 und 5,0 m zu bewirken, obwohl im Oberboden 
der Gehalt zunahm (siehe Abb. 4).  

 

 
Abb. 4: Veränderungen der Nitrat-Mengen im Tiefenprofil von Ackerflächen vier Jahre nach der 
Umstellung auf ökologischen Landbau, Wassergut Canitz, Sachsen (Quelle: KOLBE et al. 1999) 

Bezüglich der geringeren Stickstoffzufuhr, geringerer Erträge und durchschnittlich geringerer 
Auswaschungsraten stimmen auch KIRCHMANN und BERGSTRÖM (2001) mit den oben 
genannten Autoren überein. KIRCHMANN und BERGSTRÖM waren jedoch der Ansicht, 
dass ein direkter Vergleich aufgrund dieser Unterschiede nicht möglich ist und stellten fest, 
dass unter Berücksichtigung der geringeren Stickstoffzufuhr und nach Korrektur dieses Ver-
gleichsparameters kein Unterschied zwischen den Wasserschutzleistungen der beiden Sys-
teme besteht. Dies gilt insbesondere dann, wenn angestrebt wird, den Ertrag auf konventio-
nellem Niveau zu halten. Zudem erhöht sich nach Ansicht von KIRCHMANN und BERG-
STRÖM (2001) durch einen höheren Anteil von organisch gebundenem Stickstoff das Risiko 
von Auswaschungen, weil es nur wenige Möglichkeiten des steuernden Eingreifens gibt. Sie 
zogen deshalb den Schluss, dass sich nicht die Frage stellt, ob Nitratausträge durch ökologi-
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schen oder konventionellen Landbau verringert werden, sondern dass es entscheidend ist, 
die richtigen Maßnahmen (z. B. Zwischenfruchtanbau oder Minimalbodenbearbeitung) zu 
ergreifen. 

SHEPHERD et al. (2003) stellen dieser Betrachtung entgegen, dass es gerade die höhere 
Produktionsintensität der konventionellen Landwirtschaft ist, die zu Problemen führen kann. 
Deshalb ist es angemessen, den ökologischen Landbau mit durchschnittlich intensiv geführ-
ter konventioneller Landwirtschaft zu vergleichen und nicht mit extensiv geführten konventio-
nellen Betrieben. SHEPHERD et al. (2003) sind der Ansicht, dass der Vergleich mit jener 
Form der Landwirtschaft erfolgen sollte, die im Falle einer Umstellung durch den ökologi-
schen Landbau substituiert wird. Zudem ist die Sinnhaftigkeit einer Berücksichtigung des 
Ertragsniveaus so lange fraglich, wie in der konventionellen Landwirtschaft öffentliche Mittel 
für die Stilllegung von Flächen ausgegeben werden (DABBERT & HÄRING 2004). 

Dieser Diskurs bestätigt, dass der Bewertungsrahmen für die gezogenen Schlussfolgerun-
gen ausschlaggebend ist. Die Frage ist, welche Betriebe anhand welcher Kriterien verglichen 
werden. Je nachdem, welche gesellschaftlichen Ziele berücksichtigt werden und wie eng der 
Blick auf die naturwissenschaftliche Betrachtung der Verminderung von Stickstoffemissionen 
begrenzt wird, sind unterschiedliche Kriterien für den Vergleich heranzuziehen. Wenn eine 
eingrenzende Vorgehensweise, wie KIRCHMANN und BERGSTRÖM (2001) sie vorschla-
gen, gewählt wird, werden jedoch wesentliche Vorteile und Risikopotenziale der verschiede-
nen Landnutzungsformen ausgeblendet. Vorteile des ökologischen Landbaus, die zur Errei-
chung vielfältiger Umweltziele (z. B. kein Umweltrisiko durch synthetische Pflanzenschutzmit-
tel, höhere Biodiversität, artgerechte Tierhaltung usw.) im Sinne einer integrativen Umwelt- 
und Landwirtschaftspolitik beitragen können, werden durch diese Vorgehensweise von vorn-
herein ausgeblendet. Unter solchen Voraussetzungen kann sich entsprechend auch eine 
geringere oder keine relative Vorzüglichkeit des ökologischen Landbaus ergeben.  

Die Ermittlung einer exakten, relativen Vorzüglichkeit für die Erreichung von Wasserschutz-
zielen ist auch aus anderen Gründen wichtig. Die nachfolgend angeführten Aspekte sind bei 
der Durchführung und Bewertung von Vergleichen zu bedenken: 

 Bei Vergleichen werden größtenteils benachbarte Betriebe oder Flächen verglichen. Dabei 
ergibt sich häufig das Problem, dass Bedingungen (z. B. Fruchtfolge, Boden, Klima, Struk-
tur) unterschiedlich und nicht repräsentativ sind. Dieses Problem der Repräsentativität 
besteht in ähnlicher Weise auch bei faktoriellen Vergleichsversuchen (HEß & MAYER 
2003). 

 Bei Vergleichsversuchen ist die Austragsgefahr der gesamten Fruchtfolge und nicht der 
einzelnen Kulturen zu ermitteln. Zudem sind jeweils für die konventionelle und ökologi-
sche Landwirtschaft typische und der aktuellen Praxis entsprechende Fruchtfolgesysteme 
zu vergleichen (SHEPHERD et al. 2003). 

 Sowohl für den ökologischen Landbau als auch die konventionelle Landwirtschaft verän-
dern sich die technischen, politischen, gesetzlichen und marktwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen (DABBERT et al. 2002). Zugleich verändern und optimieren sowohl konven-
tionell als auch ökologisch wirtschaftende Landwirte ihre Fruchtfolgen und Bewirtschaf-
tungsmethoden. Beim ökologischen Landbau kommt hinzu, dass es aufgrund der rasan-
ten Ausdehnung der vergangenen Jahre und des steigenden wirtschaftlichen Drucks zu 
einer Intensivierung und stärkeren Ausrichtung der Erzeugung an den Anforderungen des 
Marktes kommt. Einige AutorInnen sehen darin eine „Konventionalisierung“, also eine 
strukturelle Angleichung der ökologischen an die konventionelle Landwirtschaft 
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(OPPERMANN 2001; KRATOCHVIL & LEITNER 2005). Ein Vergleich bleibt damit nur für 
beschränkte Zeit voll aussagekräftig. 

Damit wird die Identifikation möglicher Schwachstellen und Verbesserungspotenziale des 
ökologischen Landbaus bei der Bewertung seiner Eignung für den Wasserschutz umso be-
deutsamer. Trotz des systemimmanenten Bestrebens nach optimiertem Stickstoffmanage-
ment (HEß 1997) kann es auch im ökologischen Landbau, insbesondere auf auswaschungs-
gefährdeten Standorten, zu Grundwasserbelastungen durch Nitratstickstoff kommen. Das 
Risiko von Stickstoffverlusten besteht im ökologischen Landbau vor allem 

 nach dem Umbruch von Kleegras und Körnerleguminosenstoppeln, 

 nach der Ernte von Kartoffeln und Raps, bedingt auch nach Mais, 

 durch den Einsatz von Wirtschaftsdünger und  

 bei der Kompostierung auf unbefestigten Flächen. 

Bei der Bodenbearbeitung nach Leguminosen und Hackfrüchten kann es zu Auswaschungs-
verlusten kommen, wenn es nicht gelingt, den mineralisierten Stickstoff durch die Etablierung 
einer Folgekultur oder Zwischenfrucht wieder zu binden. Deshalb wurde der Optimierung 
des Stickstoffmanagements im System ökologischer Landbau besonderes Augenmerk 
gewidmet und es wurden Empfehlungen für die Vermeidung von Stickstoffausträgen erarbei-
tet (HEß et al. 1992; HEß & MAYER 2003).  

Insgesamt überwiegt die Einschätzung, dass der ökologische Landbau Vorteile für den Na-
tur- und Umweltschutz bringt (EEA 2006b). Aufgrund seiner vielfältigen Umweltleistungen 
wird der ökologische Landbau auch als hoch integrierter Umweltindikator in der Landwirt-
schaft bezeichnet (DABBERT & HÄRING 2004) und als solcher genutzt (UBA 2005; EEA 
2006b). sowie durch die Europäische Union im Rahmen von Agrarumweltprogrammen seit 
1992 gefördert (EWG 1992; EG 1999). 

Seine direkten Umweltleistungen sind nur ein Argument, das für die Nutzung des ökologi-
schen Landbaus zum Zwecke des Wasserschutzes spricht. Der ökologische Landbau bietet 
zudem die Möglichkeit, bestimmte „Umwelt-Reparaturkosten“ der konventionellen Landwirt-
schaft zu verringern (DABBERT et al. 2002). Es konnte unter anderem die volkswirtschaft-
liche Vorzüglichkeit des vorsorgenden Gewässerschutzes durch ökologischen Landbau 
gegenüber Wasseraufbereitungsmaßnahmen nachgewiesen werden (KRATOCHVIL et al. 
1999). Es ist beim ökologischen Landbau generell von einer hohen makroökonomischen 
Effizienz auszugehen, da er zu einer nachhaltigen Reduzierung der von der Fläche ausge-
henden Folgekosten beiträgt (MAGOULAS et al. 1996). Im Vergleich zu einer Kombination 
von Einzelmaßnahmen entstehen durch die Förderung des ökologischen Landbaus geringe-
re Transaktionskosten, weil er einfacher zu verwalten ist und die Kontrolle bereits über die 
EU-Verordnung (EWG 1991c) installiert ist. Daher kann davon ausgegangen werden, dass 
der Vorteil einer möglicherweise höheren Treffsicherheit von Einzelmaßnahmen in der kon-
ventionellen Landwirtschaft aufgehoben wird und der ökologische Landbau letztlich auf kos-
teneffizientere Weise ein Bündel von Umweltleistungen erbringt (DABBERT & HÄRING 
2004). 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der ökologische Landbau Leitbildcha-
rakter für einen integrierten Gewässerschutz hat (MAGOULAS et al. 1996; DABBERT & 
PIORR 1998) und sich durch hohe Zielkonformität mit der Wasserwirtschaft auszeichnet 
(HEß et al. 1992; MAGOULAS et al. 1996; SHEPHERD et al. 2003). Denn aufgrund der Be-
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grenzung des Tierbesatzes und des Nährstoffimports in Kombination mit den hohen Kosten 
für den Zukauf von Düngemitteln besteht einerseits ein starkes systemimmanentes Bestre-
ben der Öko-Landwirte, Stickstoffverluste zu vermeiden (HEß et al. 1992; SHEPHERD et al. 
2003), während andererseits die Wasserwirtschaft darauf zielt, eine möglichst geringe 
Grundwasserbelastung mit Nitrat zu gewährleisten.  

Deshalb ist ökologischer Landbau zur Ergänzung von Aktionsprogrammen zum Schutz des 
Wassers vor Belastungen aus der Landwirtschaft geeignet. Er vereinigt zahlreiche Wasser-
schutzmaßnahmen zu einem kohärenten Gesamtkonzept (SHEPHERD et al. 2003) und 
senkt in umfassender und nachhaltiger Weise das Risiko von Belastungen. Dies gilt insbe-
sondere für Belastungen durch synthetische Produktions- und Pflanzenschutzmittel, auf de-
ren Einsatz zugunsten natürlicher Regelmechanismen und Betriebskreisläufe grundsätzlich 
verzichtet wird (STOLZE et al. 2000; HEß & MAYER 2003).  

Wird der ökologische Landbau zum Zwecke des Wasserschutzes besonders gefördert, sind 
in ähnlicher Weise wie bei anderen Wasserschutzmaßnahmen spezifische Beratung und 
praktische Unterstützung förderlich, um Öko-Landwirte bei der Optimierung des Stickstoff-
managements zu unterstützen. Liegen Standortbedingungen vor, unter denen es leicht zu 
Auswaschungen von Nitrat kommen kann, sind auch im ökologischen Ackerbau besondere 
Maßnahmen zur Vermeidung von Stickstoffausträgen zu ergreifen, wie z. B. eine spezielle 
Gestaltung der Fruchtfolge und gezielte Wahl und Terminierung der Bodenbearbeitung. Auf 
diesem Weg kann auch im ökologischen Landbau unter schwierigen Bedingungen die Ver-
fügbarkeit des Stickstoffs an den Bedarf der Pflanzen weitgehend angepasst werden (HEß et 
al. 1992). 

 

3.1 Nutzung des Öko-Landbaus zur Lösung von 
Wasserschutzproblemen 

Flächen, die auf ökologischen Landbau umgestellt werden, tragen in der Regel zu einer Ver-
ringerung der Belastungen von Gewässern bei. Allgemeine Bestrebungen zur Ausdehnung 
des ökologischen Landbaus stellen somit neben anderen positiven Effekten für den Natur- 
und Umweltschutz auch Verbesserungen des Zustands von Gewässern in Aussicht. Vor al-
lem der Umstand, dass Maßnahmen zur Verringerung des Belastungspotenzials der konven-
tionellen Landwirtschaft bisher keinen durchschlagenden Erfolg brachten, spricht dafür, im 
flächendeckenden Wasserschutz verstärkt auf gesamtbetriebliche Maßnahmen und insbe-
sondere den ökologischen Landbau zu setzen. Aus denselben Gründen ist die Förderung 
des ökologischen Landbaus im Rahmen der EU-Agrarumweltprogramme (EWG 1992; EG 
1999; EG 2005) und durch Programme zur Förderung der Ausdehnung des ökologischen 
Landbaus (ISERMEYER et al. 2001; EEA 2006b) aus umweltpolitischer Sicht gerechtfertigt.  

Auf dieser übergeordneten Ebene können jedoch nur Rahmenbedingungen gestaltet und 
Maßnahmenpakete geschnürt sowie günstige Bedingungen für die Ausdehnung des Öko-
Landbaus geschaffen werden. Es ist das Feld für politische Aktivitäten und Lobbyarbeit, die 
erst dann positive Umwelteffekte entfalten können, wenn es gelingt, Landwirte und im Falle 
des ökologischen Landbaus auch Konsumenten zu erreichen und zu Verhaltensänderungen 
bzw. zum Kauf von Öko-Produkten zu veranlassen. Für die konkrete Umsetzung ist der Blick 
auf die regionale, betriebliche und persönliche Ebene, also auf die Ebene der konkreten Ver-
haltensänderungen erforderlich. Auf dieser Ebene können Interessensträger (z. B. Entschei-
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dungsträger der Wasserwirtschaft) für eine gezielte Förderung des ökologischen Landbaus 
aktiv werden. Hier werden im direkten Kontakt mit Landwirten Aktivitäten geplant und durch-
geführt. Durch derartige Aktivitäten kann eine gezielte Ausdehnung bzw. Fokussierung der 
generellen Ausdehnung des ökologischen Landbaus auf sensible Gebiete z. B. Wasser-
schutzgebiet am ehesten erreicht werden. 

Für diese Gebiete, in denen besondere Schutzziele verfolgt werden, die mit unmittelbaren 
gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Interessen verknüpft sind, ist der ökologische 
Landbau als Schutzmaßnahme mit Leitbildcharakter besonders geeignet. Hier stehen auf-
grund der besonderen Interessen in der Regel auch besondere Mittel und Möglichkeiten für 
die Erhöhung des ökologisch bewirtschafteten Flächenanteils zur Verfügung: Z. B. finanzielle 
oder personelle Ressourcen von Wasserversorgungsunternehmen, die auch ein betriebs-
wirtschaftliches Interesse an effektiven und nachhaltigen Wasserschutzmaßnahmen haben. 

Bisher wurden die potenziellen Leistungen des ökologischen Landbaus für den Trinkwasser-
schutz jedoch nur in geringem Umfang genutzt. Der Anteil ökologisch bewirtschafteter Flä-
chen in Wasserschutzgebieten übersteigt nur in wenigen Fällen den jeweiligen regionalen 
Durchschnitt. Ein Beispiel für die erfolgreiche Förderung ist das Mangfalltal im bayerischen 
Landkreis Miesdorf, in dem Trinkwassergewinnungsgebiete der Stadtwerke München liegen. 
Dort konnte der Anteil der ökologisch bewirtschafteten Fläche an der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche auf über 80 Prozent angehoben werden. Weitere Beispiele für die gezielte Förde-
rung des ökologischen Landbaus zum Zwecke des Wasserschutzes wurden von der AGÖL 
und dem BUND (1997) im Leitfaden „Wasserschutz durch Ökologischen Landbau“ zusam-
mengestellt. Es sind Projekte beschrieben, die in erster Linie auf Initiative einzelner Wasser-
versorgungsunternehmen (München, Leipzig, Dortmund, Augsburg) durchgeführt werden. In 
Niedersachsen gibt es auch von öffentlicher Seite Bestrebungen, die Effektivität des Trink-
wasserschutzes durch ökologischen Landbau zu erhöhen (NLÖ 2000; MU 2001). Auf Basis 
der Erfahrungen, die in vier Pilotprojekten gesammelt wurden, entschloss sich die nieder-
sächsische Wasserwirtschaftsverwaltung, den ökologischen Landbau seit dem Jahr 2001 in 
sämtlichen Trinkwassergewinnungsgebieten gezielt zu fördern. Im Rahmen des Proland-
Programms (MU 2001), das auf der EU-Verordnung 1257/99 (EG 1999) basiert und aus 
Landesmitteln (Wasserentnahmegebühr) kofinanziert wird, werden sowohl spezifische Aus-
gleichszahlungen angeboten als auch informatorische Maßnahmen bzw. Projekte gefördert.  

 

3.2 Gestaltung von Projekten und Strategien der 
Umstellungsförderung in Wasserschutzgebieten 

Bisher wurde nur ansatzweise wissenschaftlich untersucht, wie der ökologische Landbau 
zum Zwecke des Wasserschutzes gezielt gefördert werden kann. Es liegen derzeit lediglich 
zwei Untersuchungen vor, die sich explizit mit den Strategien für die gezielte Umstellungs-
förderung in Wasserschutzgebieten befasst hatten (WISMETH 1995; RÜHLMANN 2000). 
RÜHLMANN (2000) kommt zum Schluss, dass durch problemzentriertes Vorgehen und eine 
massive Nutzung des Instruments der teilbetrieblichen Umstellung die besten Erfolge er-
reicht und gezielt Flächen in Wasserschutzgebieten umgestellt werden können. In Überein-
stimmung mit WISMETH (1995) stellt sie fest, dass es wichtig ist, Landwirte direkt anzuspre-
chen, Vertrauen zu schaffen und durch Vermarktungsförderung dauerhafte Absatzstrukturen 
für ökologisch erzeugte Produkte aufzubauen. Beide Arbeiten betonen, dass es für den Pro-
jekterfolg förderlich ist, wenn Wasserversorgungsunternehmen Interesse an der Förderung 
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des ökologischen Landbaus zeigen und sich aktiv dafür einsetzen. Des Weiteren folgert 
WISMETH (1995), dass es angemessener Ausgleichszahlungen bedarf, um die betriebswirt-
schaftliche Vorzüglichkeit des ökologischen Landbaus sicherzustellen. Sie betont, dass die 
Projektberater die Zusammenarbeit mit der Offizialberatung und der Interessenvertretung der 
Landwirte suchen sollten und letztlich auch die Verbraucher und der Gesetzgeber gefordert 
sind, ihren Beitrag zur Ausweitung des ökologischen Landbaus zu leisten. 

Weitere Hinweise für die Gestaltung von Projekten sind im Leitfaden „Wasserschutz durch 
Ökologischen Landbau“ (AGÖL & BUND 1997) enthalten. Dort findet sich eine „Checkliste“, 
in der zu prüfende Bedingungen und erforderliche Schritte für die gezielte Förderung zu-
sammengestellt wurden. Diese Empfehlungen sollen es Interessensträgern erleichtern, den 
ökologischen Landbau als Instrument des Wasserschutzes zu nutzen.  

Aus Arbeiten, in denen die Bedingungen für die generelle Ausdehnung des Öko-Landbaus 
untersucht wurden, kann abgeleitet werden, dass ein umfassendes Maßnahmenbündel aus 
Beratung, Vermarktung, Förderungspolitik, Information usw. notwendig ist, um einerseits 
bestehende Bio-Betriebe in der ökologischen Landwirtschaft zu halten und andererseits neue 
Betriebe für eine Umstellung zu gewinnen (KIRNER & SCHNEEBERGER 2000). Andere 
Autoren betonen, dass insbesondere in Gebieten mit intensiver Produktion und hoher Spezi-
alisierung eine Umstellung ohne angemessene Einkommensausgleiche unattraktiv ist 
(OFFERMANN & NIEBERG 2000).  

EIBLMEIER (1994: 258) stimmt darin mit anderen Autoren überein, dass ökologischer Land-
bau als günstige Form der Landbewirtschaftung in Wasserschutzgebieten anzusehen ist, 
betont jedoch, dass aufgrund sozialpsychologischer Hinderungsgründe auch mit hohem fi-
nanziellen Anreiz nur eine geringe Akzeptanz bei den Landwirten zu erwarten ist. Er folgert, 
dass ein Problemlösungskonzept „Landwirtschaft und Grundwasserschutz“ nicht auf die 
schwerpunktmäßige Förderung des „alternativen“ Landbaus setzen kann. Von einem zu 
stark „alternativ“ ausgerichteten Konzept kann eine negative Wirkung auf die „konventionel-
len“ Landwirte ausgehen. Er verweist auf die Arbeit von KÖBLER (1991), der die geringe 
Akzeptanz von Landwirten für angebotene Bewirtschaftungsvereinbarungen darauf zurück-
führte, dass diese maßgeblich von einem „alternativ“ wirtschaftenden Landwirt entwickelt 
wurden. Seit dieser Untersuchung hat sich das gesellschaftliche Ansehen des ökologischen 
Landbaus zwar deutlich verändert (OPPERMANN 2001: 15 ff.), die Angaben von Landwirten 
in der Untersuchung von ARP et al. (2001) deuten jedoch darauf hin, dass die Andersartig-
keit des ökologischen Landbaus nach wie vor eine Hürde für die Umstellung darstellt. 

Aus den Ergebnissen von Arbeiten über mögliche Vorgehensweisen im gebietsspezifischen 
Wasserschutz, die auf Einzelmaßnahmen in der konventionellen Landwirtschaft ausgerichtet 
sind (z. B. KNOEPFEL & ZIMMERMANN 1993; EIBLMEIER 1994), können nur bedingt Er-
gebnisse auf die Ausdehnung des ökologischen Landbaus übertragen werden. Grundsätzli-
che Aussagen, wie jene, dass alle direkt oder indirekt betroffenen Gruppen oder Personen 
im Handlungsfeld Gewässerschutz einbezogen werden sollten (ROUX 1997; THOMAS 
1999), dürften jedoch auch im Falle des ökologischen Landbaus gelten. Zudem ist auch bei 
der Ausgestaltung von ökonomischen Anreizen für die gezielte Ausdehnung zu berücksichti-
gen, dass diese nicht immer zu adäquaten Problemlösungen bzw. nicht den Kriterien öko-
nomischer Effizienz entsprechen (HENRICHSMEYER & WITZKE 1994; WAGNER 1998). 
Aus demselben Grund war auch die Einführung staatlicher Zahlungen für den ökologischen 
Landbau im Zuge von Agrarumweltprogrammen (EWG 1992) umstritten (THUNEKE 1995; 
HAMM 1996).  
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Aus den Erfahrungen und Forschungsarbeiten in Niedersachsen kann für Strategien zur ge-
zielten Ausdehnung des ökologischen Landbaus gefolgert werden, dass solche Maßnahmen 
stets als Ergänzung und nicht als Ersatz oder Konkurrenz zu sonstigen Wasserschutzmaß-
nahmen zu sehen sind.  

Als bedeutsam erwies sich die Einbeziehung von Öko-Landwirten, die von umstellungsinte-
ressierten Kollegen als vorbildliche Betriebsleiter bewertet werden. Die bereits praktizieren-
den Öko-Landwirte konnten den Neu-Umstellern in vielen Fragen der Umstellung Sicherheit 
vermitteln und das Vertrauen in die praktische Durchführbarkeit verbessern.  

 

3.3 Standortbesonderheiten in Unterfranken 

Ein Vergleich der ackerbaulich nutzbaren Standorte Unterfrankens mit jenen in anderen Re-
gionen Deutschlands zeigt, dass insbesondere in der südöstlichen Landeshälfte hinsichtlich 
der Nitrataustragsgefahr besondere Bedingungen vorherrschen. Einerseits sind hier die ge-
ringsten durchschnittlichen Jahresniederschlagsmengen Bayerns zu finden, die in einigen 
Bereichen unter 600 mm pro Jahr bleiben (siehe Abbildung 5).  

Abb. 5: Mittlere Jahresniederschlagsmengen in Unterfranken (FRITSCH et al. 
2001) 

 

Andererseits sind gerade in den Gebieten mit geringen mittleren Jahresniederschlägen auf 
einem Untergrund aus Muschelkalk und Keuper häufig nur geringmächtige Bodenauflagen 
vorhanden, sodass Nährstoffe, die mit dem Sickerwasser den Oberboden verlassen, in den 
Klüften des Ausgangsgesteins für die Pflanzen schnell unerreichbar werden und zur Belas-
tung des Kluftgrundwassers beitragen. In Kombination mit einer meist geringen Filterwirkung 
und der geringen Sickerwasserspende ist die Nitrataustragsgefährdung deshalb oft über-
durchschnittlich hoch. Da die Grundwasserneubildungsrate relativ gering ist, werden zudem 
im Sickerwasser gelöste Bodeninhaltsstoffe (z. B. Nitrat, Pestizide oder deren Rückstände) 
nur wenig verdünnt und die Konzentrationen dieser Inhaltsstoffe können leicht die zulässigen 
Grenzwerte überschreiten. Dieser Umstand spiegelt sich auch in der bayrischen Be-



 
 

 
 

20

 

standsaufnahme für die Wasserrahmenrichtlinie 2004. Dort wird angeführt, dass die Errei-
chung eines guten chemischen Zustandes für 46 Prozent der Grundwasserkörper Unterfran-
kens unwahrscheinlich ist. Diese Gebiete decken sich weitgehend mit den niederschlagsar-
men Landesteilen, in denen Muschelkalk und Keuper als geologische Ausgangsformation 
vorzufinden sind. 

Die dargestellten Voraussetzungen liefern die Erklärung, weshalb trotz der relativ zum Bun-
desdurchschnitt geringen Stickstoffbilanzüberschüsse von 20 bis 40 kg Stickstoff pro Hektar 
und Jahr in der südöstlichen Landeshälfte Sickerwasserkonzentrationen von 100 mg Nitrat 
pro Liter vor allem in diesen Bereichen überschritten werden.  

Die Kombination aus geringen Niederschlagsmengen mit flachgründigen Standorten stellt 
somit hohe und in dieser Weise in Deutschland nicht oft anzutreffende Anforderungen an die 
ackerbauliche Nutzung, wenn Wasserschutzziele erreicht werden sollen. Denn mit abneh-
mender Mächtigkeit der Bodenauflage verringert sich die Toleranz des pflanzbaulichen Sys-
tems für ungünstige klimatische Bedingungen bzw. für Bewirtschaftungsfehler: Nitratstick-
stoff, der nicht von den Pflanzen aufgenommen wird, weil zuviel gedüngt oder zuviel orga-
nisch gebundener Stickstoff mineralisiert wurde, kann auf diesen Standorten schon in sol-
chen Tiefen unwiederbringlich ausgewaschen werden, die bei tiefgründigeren Böden noch von 
Pflanzenwurzeln erwachsen werden können.  

Wenn Landwirte mit dem Ziel, rentablen Ackerbau zu betreiben, auf flachgründigen Standor-
ten mit ähnlichem pflanzenbaulichem Management und Stickstoff-Überschüssen wirtschaften 
wie auf tiefgründigen Böden, treten deshalb in der Regel höhere Nitrat-
Auswaschungsverluste auf. Diese können zwar durch möglichst bedarfsgerechte Wahl des 
Zeitpunkts der Düngung und der Menge des ausgebrachten Düngers sowie durch die Art, 
den Zeitpunkt, die Tiefe und die Intensität der Bodenbearbeitung verringert werden. Ange-
sichts der teils relativ schweren Oberböden und der geringen Niederschläge ist es jedoch nur 
mit Einschränkungen erreichbar, dass Nitrat-Stickstoff während der Vegetationsperiode stets 
vollständig von den Pflanzen aufgenommen wird. Zudem besteht ein Risiko, dass Zwischen-
früchte bei geringen Niederschlagsmengen im September und Oktober keine ausreichend 
wüchsigen Bestände bilden und entsprechend hohe Stickstoffmengen binden. Eine Verle-
gung der Pflugfurche bzw. der Aussaat von Getreide in den Spätherbst oder Winter auf rela-
tiv schweren Böden ist darüber hinaus nur mit entsprechendem Risiko möglich und kann 
dazu führen, dass nur noch eine Sommerung gedrillt werden kann.  

 

3.4 Übertragung relevanter Ergebnisse von Untersuchungen 
aus anderen Gebieten auf die Verhältnisse in Unterfranken 

Eine Übertragbarkeit von Ergebnissen, die mit Blick auf die Minimierung des Nitrataustrags 
ins Grundwasser in anderen Gebieten Deutschlands gewonnen wurden, ist nur begrenzt 
möglich. Grund dafür sind standortbedingte Besonderheiten, unter anderem solche, wie sie 
im vorangegangen Kapitel kurz charakterisiert worden sind. Dennoch lassen sich Prognosen 
in Bezug auf das Potenzial der Grundwasserentlastung durch ökologische Anbausysteme im 
Vergleich zu konventionellen in Unterfranken vornehmen, soweit einzelne nitrataustragsrele-
vante standörtliche Parameter vergleichbar sind. Neben den abiotischen Standortfaktoren 
sind dabei v. a. die angewendeten acker- und pflanzenbaulichen Maßnahmen von überge-
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ordneter Bedeutung. Hierbei sind insbesondere jene Fruchtfolgeglieder zu betrachten, bei 
denen das Risiko für Auswaschungsverluste besonders hoch ist.  

 

3.4.1 Umbruch von Kleegras 

Die Höhe des Auswaschungsrisikos nach Kleegras wird entscheidend durch den Zeitpunkt 
der Bodenbearbeitung und die Pflugfurche bestimmt. Abbildung 6 zeigt, dass bei einem frü-
hen Umbruch von Kleegras im August oder September Stickstoffmengen mineralisiert wer-
den, die ein anschließend ausgesäter Winterweizen vor und während der Auswaschungspe-
riode in der Regel nicht mehr aufnehmen kann. 

Abb. 6: Stickstoff-Freisetzung unter und Stickstoff-Aufnahme in kg/ha von Winterweizen 
nach Kleegras nach „betriebsüblichem“ Umbruch im September 

Wie viel Stickstoff mineralisiert wird und wie schnell er verlagert wird, hängt jedoch auch von 
der Bodenart und den klimatischen Bedingungen ab. In Abbildung 7 wird die Stickstoff-
Dynamik nach dem Anbau von mehrjährigem Kleegras für verschiedene Standorte darge-
stellt. Auf auswaschungsgefährdeten Sandböden und sandigen Lehmböden werden nach 
der Aussaat von Wintergetreide deutlich höhere Mengen an Stickstoff mineralisiert und mit 
dem Sickerwasser in tiefere Bodenschichten verlagert als in schwereren Böden. In diesen 
wird wegen der schlechteren Belüftung weniger Stickstoff mineralisiert und auch weniger 
schnell in tiefere Schichten verlagert. Die Intensität der Mineralisation wird in allen Fällen 
auch durch die Temperatur beeinflusst: Höhere Temperaturen erhöhen die Aktivität von Bo-
denmikroorganismen und damit auch die Mineralisation. Daraus kann für flachgründige 
Standorte gefolgert werden, dass neben der Mächtigkeit der Bodenauflage auch die Boden-
art für die Höhe des Auswaschungsrisikos entscheidend sind. Bei einer geringmächtigen 
Bodenauflage (ca. < 0,5 m) muss auch auf mittleren und schwereren Böden mit teils be-
trächtlichen Auswaschungsverlusten gerechnet, wenn Kleegras im September umgebrochen 
z. B. Winterweizen ausgesät wird. Derartige Verluste lassen sich jedoch durch folgende 
Maßnahmen verringern bzw. vermeiden. 
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Abb. 7: Stickstoff-Dynamik unter Wintergetreide nach mehrjährigem Feldfutterbau in 
Abhängigkeit vom Standort (Bodenart) bei frühem Kleegrasumbruch (FAßBENDER et al. 1994) 

In einem ersten Schritt kann die Stoppel- bzw. Bodenbearbeitung zwischen dem letzten 
Schnitt des Kleegrases und der Winterweizenaussaat verändert werden. Nicht die Wahl des 
Gerätes ist hier entscheidend, sondern der Zeitpunkt, die Intensität und die Häufigkeit der 
Bodenbearbeitung. Wird bei einem völligen Verzicht auf das Grubbern vor dem Umbruch der 
Aufwuchs gemulcht oder abgefahren, kann auf diesem Wege das Einarbeiten von grüner 
Substanz weitgehend vermieden werden. Sind im Kleegras Anteile von Luzerne enthalten, 
ist jedoch dafür zu sorgen, dass die Pflanzen abgetötet werden. Bei Rotklee sind keine Prob-
leme zu erwarten. Welche Wirkungen bereits durch den Verzicht auf mehrfaches Grubbern 
vor einem Kleegrasumbruch Mitte Oktober erzielt werden können, ist in Abbildung 8 und 9 
dargestellt. Auf diese Weise werden nennenswerte Mengen an Stickstoff nicht vor, sondern 
erst im Verlauf der Auswaschungsperiode mineralisiert. 

Eine weitere Verbesserung wird erreicht, wenn der Umbruchtermin in den Spätherbst oder 
Winter verlegt wird. In Abbildung 10 sind drei Alternativmöglichkeiten zum frühen Umbruch 
und anschließender Winterweizensaat schematisch dargestellt, die sich hierzu anbieten. 

In Variante zwei erfolgt der Umbruch nach dem dritten Schnitt und es wird anschließend eine 
Zwischenfrucht angebaut, die bis zur Aussaat des Winterweizens im November den minera-
lisierten Stickstoff aufnehmen kann. In der dritten Variante wird ein vierter Schnitt abgefahren 
und der Umbruchzeitpunkt in den November verschoben, sodass in Folge der niedrigeren 
Temperaturen geringere Stickstoffmengen mineralisiert werden. In der vierten Variante wird 
der Umbruch im Frühjahr mit anschließender Aussaat von Sommerweizen dargestellt.  
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Abb. 10 Variationen des Anbauverfahrens Winterweizen (HEß 1989)  

(Erläuterung/Abkürzungen: grün: Biomassezuwachs qualitativ, blau: N-Flüsse qualitativ; 4-maliges Grubbern (G4); 3-maliges 
Grubbern (G3); 2-maliges Grubbern (G2); 1-maliges Grubbern (G1); Umbruch ohne vorheriges Grubbern (K); Grubbern jeweils 
in Intervallen von ca. 10 Tagen vor dem Pflugtermin Mitte Oktober) 

Abb. 8: Nitratfreisetzung nach Kleegrasumbruch in 
Abhängigkeit von der Bearbeitungsintensität (HEß et al. 
1992) 

Abb. 9: Einfluss der Anbauverfahren auf die 
Stickstoff-Dynamik unter Winterweizen nach 
Kleegrasumbruch auf einem schluffigen Lehm 
(HEß et al. 1992) 
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Der späte oder Frühjahrsumbruch von Kleegras empfiehlt sich vor allem für stark auswa-
schungsgefährdete leichte bis mittlere Böden, bei denen die Befahrbarkeit gegen Ende des 
Winters in der Regel gegeben und eine zufrieden stellende Saatbeetbereitung bereits mög-
lich ist. Auf schweren flachgründigen Böden ist von Fall zu Fall nach optimalen Lösungen zu 
suchen. Diese Böden sind vor allem deshalb auswaschungsgefährdet, weil das kurze Zeit-
fenster, in denen sie befahr- und bearbeitbar sind, aus Sicht des Wasserschutzes nicht im-
mer zum optimalen Zeitpunkt liegt. Zudem wirkt sich Frostgare positiv auf die Bodenstruktur 
und die Saatbeetqualität aus, weshalb Landwirte einen frühen Umbruch bevorzugen, da an-
sonsten das Risiko besteht, die Flächen erst im Frühjahr umbrechen zu können. 

Ein später Umbruch führt vor allem auf mittleren und schweren Böden zudem infolge von 
Saatzeiteffekten zu Ertragsrückgängen von ca. zehn Prozent in der Folgekultur. Dieser 
Rückgang wird jedoch in der Regel durch höhere Erträge in der weiteren Fruchtfolge (z. B. 
bei Winterroggen und Hafer) kompensiert, da es bei diesen Kulturen zu einer Umkehrung 
des Effekts und zu deutlich besseren Erträgen kommt. Ein positiver Stickstoff-Effekt des spä-
ten Umbruchs konnte noch bei der dritten Nachfrucht festgestellt werden.  

Zur Verminderung des Austragsrisikos ist auf auswaschungsgefährdeten Standorten beim 
Anbau von Kleegras des Weiteren die Abfuhr des Aufwuchses gegenüber dem Mulchen zu 
bevorzugen. Dies gilt insbesondere für relativ niederschlagsreiche Sommer, in denen sich 
gute Pflanzenbestände entwickeln können. Öko-Landwirte, die viehlos wirtschaften, müssten 
in diesem Falle im Zuge überbetrieblicher Zusammenarbeit für eine Verwertung des Auf-
wuchses in der Tierhaltung oder in einer Biogasanlage sorgen. 

Neben dem Verzicht auf vorheriges Grubbern und einer späten Pflugfurche hilft auch eine 
Veränderung der Fruchtfolge, Nitratauswaschungen zu vermeiden. So kann Winterweizen 
nach Kleegras bei frühem Umbruch durch Winterraps, bei spätem oder Frühjahrsumbruch 
durch Hafer, Kartoffeln oder Mais ersetzt und erst danach Winterweizen angebaut werden.  

Werden mit den beschriebenen Maßnahmen die Auswaschungsverluste nach dem Klee-
grasumbruch minimiert, ist jedoch nach der ersten Folgekultur ebenfalls eine Vorgehenswei-
se zu wählen, durch die mineralisierter Stickstoff vor der Auswaschungsperiode wieder von 
der Folgekultur oder einer Zwischenfrucht aufgenommen werden kann. Insbesondere bei 
einer intensiven Stoppelbearbeitung zur Queckenbekämpfung nach der Ernte ist eine stark 
zehrende Zwischenfrucht zu etablieren. Noch günstiger ist es, die Queckenbekämpfung auf 
leichten bis mittleren Standorten in das Frühjahr zu verlegen und eine Sommerung zu drillen. 
Diese Vorgehensweise hat sich auf auswaschungsgefährdeten Standorten in Niedersachsen 
bewährt. Einkommensverluste, die durch den Anbau von Sommerungen auch im ökologi-
schen Landbau wahrscheinlich sind, wären durch entsprechende Ausgleichszahlungen ab-
zugelten. 

 

3.4.2 Nacherntemanagement nach Körnerleguminosen, Kartoffeln, Raps 
und Mais 

Nach der Rapsernte oder nach einem frühen Erntetermin von Körnerleguminosen oder Silo-
mais vor Mitte September sollte unmittelbar im Anschluss eine stark zehrende Zwischen-
frucht angebaut werden. Erfolgt die Ernte von Körnerleguminosen oder von Körnermais erst 
in der zweiten Septemberhälfte oder später, wenn in der Folge die Entwicklung eines ausrei-
chenden Zwischenfruchtbestandes unsicher oder unwahrscheinlich ist, sollte möglichst lange 
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auf Bodenbearbeitungsmaßnahmen verzichtet werden und eine Stoppelbearbeitung oder ein 
Umbruch frühestens Mitte oder Ende November erfolgen. 

Bei Kartoffeln sollten auf auswaschungsgefährdeten Standorten nur solche Sorten angebaut 
werden, die spätestens in der ersten Septemberhälfte gerodet werden können, damit danach 
auf jeden Fall noch ein ausreichender Zwischenfruchtbestand etabliert werden kann. Denn 
die intensive Bodendurchlüftung bei der Kartoffelernte regt die N-Mineralisierung an und führt 
damit zu Auswaschungsverlusten, wenn der lösliche Stickstoff vor der Auswaschungsperiode 
nicht von Zwischenfrüchten aufgenommen wird. 

Sind stark auswaschungsgefährdete Standorte für die Trinkwasserversorgung von besonde-
rer Bedeutung und sollen Auswaschungsverluste völlig ausgeschlossen werden, empfiehlt 
sich deren Nutzung als ökologisch bewirtschaftetes Grünland. Dann können die Einträge aus 
der landwirtschaftlichen Nutzung auf das erreichbare Minimum reduziert werden. Gleichzeitig 
kann sichergestellt werden, dass die Grundwasserneubildungsrate höher bleibt als im Falle 
einer Aufforstung. 

 
3.4.3 Exemplarische Darstellung erfolgreicher Modelle 

grundwasserschonender ökologischer Bewirtschaftung 

Das von den landwirtschaftlichen Rahmenbedingungen am ehesten vergleichbare Modell 
grundwasserschonender ökologischer Bewirtschaftung stellt die Bewirtschaftung des Was-
sergutes Canitz dar. Wassergut Canitz wurde 1992 von den Kommunalen Wasserwerken 
Leipzig erworben und auf ökologische Wirtschaftsweise umgestellt. Das Wassergut deckt mit 
seiner Fläche von knapp 1.000 Hektar etwa ein Viertel des Trinkwasserschutzgebietes „Mitt-
lere Mulde” ab (siehe auch Fallbeispiele in AGÖL & BUND 1997).  

Die in der Flussniederung gelegenen Auelehmböden werden vorwiegend als Grünland, die 
höher gelegenen, auswaschungsgefährdeten Sandlößböden ackerbaulich genutzt. Der Tier-
besatz wurde auf etwa 0,1 GV/ha zurückgeführt. Der Leguminosenanteil liegt bei rund einem 
Drittel. Der mittlere Jahresniederschlag liegt bei etwa 600 mm und die Jahresdurchschnitts-
temperatur bei 8,9 °C. Der Grundwasserflurabstand beträgt 1 bis 13 m und die nutzbare 
Feldkapazität zwischen 160 und 520 mm (Jäger et al. 2001). An der standörtlichen Charakte-
risierung wird deutlich, dass eine hohe Übereinstimmung mit jenen Gebieten der südöstli-
chen Landeshälfte Unterfrankens gegeben ist.  

Die Wirksamkeit der eingeschlagenen Maßnahmen, also die Umstellung auf ökologische 
Wirtschaftweise in Bezug auf die Minimierung des Nitrataustrages ins Grundwasser, wird auf 
dem Wassergut Canitz im Rahmen von engmaschigen wissenschaftlichen Untersuchungen 
begleitet, so dass ein großer Fundus an publizierten Daten vorliegt. In Kapitel 2 wurden be-
reits Daten von Kolbe (2000) in aggregierter Form vorgestellt, in die zahlreiche Untersu-
chungsergebnisse von Wassergut Canitz eingeflossen sind.  

Zusammenfassend belegen die Untersuchungen zum ökologischen Landbau im Wassergut 
Canitz eine deutliche Abnahme der potenziellen Nitrataustragsgefährdung durch das Sicker-
wasser, die sich aus dem Verzicht auf mineralische Stickstoffdünger, der reduzierten Zufuhr 
organischer Dünger sowie der verbesserten Nährstoffverwertung und dem intensiven Zwi-
schenfruchtanbau ergibt (siehe Abbildung 4 oben, Jäger et al. 2001, Kolbe 2000, Kolbe et al. 
1999, AGÖL & BUND 1997). 
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3.5 Beispielhafte Aufführung grundwasserschonender 
Maßnahmen in konventionellen Anbausystemen 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es aufzuzeigen, welchen Beitrag der Öko-Landbau zur Mini-
mierung des Nitrataustrags ins Grundwasser leisten kann. Entsprechend spielen bei der vor-
liegenden Studie Maßnahmen zur Reduktion des Nitrataustrages, welche auch im konventi-
onellen Anbau zum Tragen kommen können, eine untergeordnete Rolle. Der Vollständigkeit 
halber sollen an dieser Stelle erfolgversprechende Möglichkeiten der Minimierung des Nitrat-
austrages ins Grundwasser kursorisch und nur beispielgebend aufgeführt werden. Anders 
als im ökologischen Landbau, wo viele Aspekte einer grundwasserschonenden Landbewirt-
schaftung bereits integraler Bestandteil des Systems sind, verursachen Maßnahmen zum 
Grundwasserschutz für konventionelle Landwirte – soweit sie über die gute fachliche Praxis 
hinaus gehen – wirtschaftliche Nachteile, die entsprechend finanziell auszugleichen sind. 
Demgemäß sind Maßnahmen des Grundwasserschutzes im konventionellen Landbau ent-
weder im Rahmen von Gesetzen wie z. B. der Schutzgebiets- und Ausgleichs-Verordnung 
(SchALVO) in Baden-Württemberg eingebunden oder aber freiwillige Vereinbarung z. B. mit 
den Wasserversorgern. Da derartig veranlagte Maßnahmen über der guten fachlichen Praxis 
liegen, müssen sie – im Gegensatz zu den im ökologischen Landbau per se integrierten As-
pekten – mit einem mehr oder minder hohen administrativen Aufwand überprüft werden. 

Folgende Maßnahmen bieten sich beispielsweise an, um in rechtlichen Regelungen oder 
freiwilligen Vereinbarungen eingesetzt zu werden: 

 Überführung von besonders sensiblen Flächen in extensiv bewirtschaftetes Grünland. 
Diese Maßnahme ist sehr effektiv im Blick auf den Schutz des Grundwassers vor Ein-
trägen von Nitrat. Sie kann jedoch auch mit hohen wirtschaftlichen Einbußen für den 
Landwirt einhergehen. 

 Der Anbau von Zwischenfrüchten mit dem Ziel, überschüssig vorhandenen Stickstoff 
im Pflanzenaufwuchs während der Herbst- und Wintermonate zu binden. 

 Die Extensivierung von Fruchtfolgen, wobei bestimmte Kulturen mit hohem Nitrat-
auswaschungspotenzial wie z. B. Raps nur noch eingeschränkt oder nicht mehr an-
gebaut werden dürfen.  

 Begrenzung des Anbaus von Leguminosen. 

 Die zeitliche und/oder mengenmäßige Beschränkung der Ausbringung von Düngern 
(Wirtschafts- und Mineraldünger).  

 Einschränkung von Bodenbearbeitungsmaßnahmen (z. B. Umbruchtermin). 

 Die Festlegung von Maximalflächensalden für Stickstoff. 

Neben den hier beispielhaft vorgestellten acker- und pflanzenbaulichen Maßnahmen des 
Grundwasserschutzes in Kooperation mit Landwirten werden auch Flächenaufkäufe bzw. 
langfristige Flächenpachten durchgeführt, um besonders sensible Gebiete längerfristig aus 
der landwirtschaftlichen Produktion zu nehmen. 



 
 

 
 

27

 

 

Zusammenfassung des vorhergehenden Kapitels 

 Im Durchschnitt schneidet der ökologische Landbau hinsichtlich der Nitratauswaschung ins 
Grundwasser deutlich besser ab als konventionelle Verfahren. 

 Die aus zahlreichen Untersuchungen abgeleitete durchschnittliche Nitratauswaschung auf 
ökologisch bewirtschafteten Flächen liegt im Ackerbau mit 21,9 und bei Dauergründland-
nutzung mit 13 kg N je Hektar und Jahr deutlich niedriger als auf konventionell bewirtschaf-
teten Flächen, die eine Auswaschung von 60 bzw. 31 kg  je Hektar und Jahr aufweisen.  

 Ursachen für die günstige Einschätzung des Öko-Landbaus bezüglich des Nitrataustrags: 
geringere Stickstoffzufuhr, niedrigere N-Salden, bessere Nährstoffverwertung, veränderte 
Stickstoffdynamik im Boden, das Kompensationsvermögen von Leguminosenbeständen 
bezüglich pflanzenverfügbarer N-Reserven, geringeres Verlagerungspotenzial von in orga-
nischer Form verabreichtem Stickstoff sowie erhöhte N-Retention in der Ackerkrume durch 
geringfügige Anhebung der Humusgehalte und ein erweitertes C/N-Verhältnis des Bodens.  

 Nach Umstellung auf ökologischen Landbau kommt es i. d. R. innerhalb weniger Jahre zu 
einer Abnahme der Stickstoffverluste auf den betreffenden Flächen.  

 Bedingt durch den Verzicht des Zukaufs mineralischen Stickstoffs haben Öko-Landwirte 
ein hohes Eigeninteresse, Verluste desselben zu vermeiden, da dieser im Öko-Betrieb im 
Vergleich zum konventionellen Anbau monetär um ein vielfaches höher zu bewerten ist. 

 Trotz der insgesamt deutlich günstigeren Einschätzung des Öko-Landbaus bezüglich des 
Nitrataustrags im Vergleich zu konventionellen Verfahren besteht auch im Öko-Landbau 
ein Risiko grundwasserbelastender Nitratauswaschung. Ein solches Risiko kann vor allem 
die Bodenbearbeitung nach Leguminosen und Hackfrüchten im zeitigen Herbst sowie der 
Einsatz von Wirtschaftsdüngern darstellen, wenn es nicht gelingt den mineralisierten Stick-
stoff durch die Etablierung einer Folgekultur oder Zwischenfrucht wieder zu binden. Diesem 
Risiko kann der Öko-Landwirt durch Optimierung des Stickstoffmanagements begegnen.  

 Sollen auf auswaschungsgefährdeten, für die Trinkwasserversorgung aber gleichzeitig sehr 
wichtigen Standorten Auswaschungsverluste sehr stark minimiert werden, empfiehlt sich 
deren Nutzung als ökologisch bewirtschaftetes Grünland. Dann kann sowohl der Eintrag 
aus der landwirtschaftlichen Nutzung auf das erreichbare Minimum reduziert und gleichzei-
tig sichergestellt werden, dass die Grundwasserneubildungsrate höher bleibt als im Falle 
einer Aufforstung. 

 Zusammenfassend kann gesagt werden, dass der ökologische Landbau Leitbildcharakter 
für einen integrierten Gewässerschutz hat und sich durch hohe Zielkonformität mit der 
Wasserwirtschaft auszeichnet. Denn aufgrund der Begrenzung von Tierbesatz und Nähr-
stoffimporten in Kombination mit den hohen Kosten für den Zukauf von Düngemitteln be-
steht einerseits ein starkes systemimmanentes Bestreben der Öko-Landwirte, Stickstoffver-
luste zu vermeiden, während andererseits die Wasserwirtschaft darauf zielt, eine möglichst 
geringe Grundwasserbelastung mit Nitrat zu gewährleisten.  

 In großen Teilen Unterfrankens herrschen besondere klimatische wie hydrogeologische 
Standortbedingungen vor, die ein höheres Nitratauswaschungspotenzial mit sich bringen. 
In diesen Gebieten ist darauf zu achten, dass die dargestellten acker- und pflanzenbauli-
chen Maßnahmen eines sorgsamen Stickstoffmanagements befolgt werden.  

 Als Modell für die erfolgreiche Einführung einer grundwasserschonenden ökologischen 
Bewirtschaftung bei vergleichbaren standörtlichen Bedingungen kann das Wassergut Ca-
nitz in Sachsen betrachtet werden. Die sehr gut untersuchten und publizierten Resultate 
belegen die Abnahme der potenziellen Nitrataustragsgefährdung durch das Sickerwasser.  
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4 Skizze für eine Kampagne Ökologischer 
Landbau in Unterfranken 

4.1 Marktsituation 

Mittlerweile ist unumstritten, dass der Markt für Öko-Produkte rasant wächst und dies nicht 
eine kurzfristige Erscheinung, sondern vielmehr ein langfristiger Trend ist. Die folgende aktu-
elle Grafik des Bundes Ökologische Lebensmittelwirtschaft, die auf der BioFach im Februar 
2007 veröffentlicht wurde, zeigt das Wachstum der letzten Jahre: 

32 %
11 %

3 % 13 %
11 %

16 %

Quelle:  Hamm,  Univers ität Kassel und ZMP ; 2006:  S chätzung BÖLW
 

 
Leider geht diese Entwicklung nicht mit einem entsprechenden Wachstum der ökologisch 
bewirtschafteten Fläche in Deutschland einher. Die folgende Grafik macht deutlich, dass das 
Wachstum der ökologisch bewirtschafteten Fläche in Deutschland erheblich verhaltener ver-
läuft und nicht parallel zum Absatz von Öko-Produkten.  
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Dies führt zu der Situation, wie sie von populären Medien kommuniziert wurde: Das Angebot 
an Öko-Produkten wird der Nachfrage nicht gerecht. 

Der Markt ist da…Der Markt ist da…
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4.2 Umstellungshindernisse 

Als Gründe für diese Diskrepanz lassen sich Hindernisse auflisten, die konventionelle Land-
wirte daran hindern, auf ökologischen Landbau umzustellen und die Nachfrage nach Öko-
Produkten zu befriedigen: 

 
1. Gute Preise für konventionelle Produkte 

Nicht zuletzt durch Flächenkonkurrenz mit nachwachsenden Rohstoffen bzw. Energiepflan-
zen sind in den letzten Jahren die Preise für konventionelle Produkte wieder gestiegen, so-
dass der wirtschaftliche Druck, nach Bewirtschaftungsalternativen zu suchen, nachgelassen 
hat.  

Die folgende Grafik des BÖLW verdeutlicht, dass … 
… der Preis für Öko-Brotweizen in den letzten Jahren gesunken ist und sich erst in letzter 

Zeit wieder „erholt“. 

… auch der Preis von konventionellem Brotweizen steigt. 

 

 
 
2. Zu geringe Förderung insbesondere der Umstellung 

Insbesondere die Phase der Umstellung auf ökologischen Landbau ist betriebswirtschaftlich 
eine sehr schwierige Zeit: Mindererträgen und erhöhtem Aufwand stehen noch keine ent-
sprechend besseren Preise gegenüber, da die so erzeugten Produkte noch nicht als Öko-
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Ware vermarktet werden können. Vor diesem Hintergrund ist es ein ungünstiges Signal der 
Politik, wenn die Förderungsprämien gesenkt werden. 

3. Unsicherheiten bei der Vermarktung 

Für die Erzeugnisse des ökologischen Landbaus müssen gezielt Vermarktungskanäle er-
schlossen werden, über die der Landwirt entsprechend höhere Preise erzielen kann. Dabei 
geht es nicht nur darum, den entsprechenden Handelspartner zu akquirieren, sondern auch 
eine Kette von Verarbeitung und Logistik aufzubauen, die die Produkte in den Handel bringt. 

4. Informationsdefizite 

Häufig gibt es noch Informationsdefizite, die Landwirte, aber auch Verarbeitungsunterneh-
men davon abhalten, den Weg in die ökologische Landwirtschaft zu finden. Beispielsweise 
gilt es aufzuzeigen, wie dem Unkrautdruck mit ökologischen Möglichkeiten begegnet werden 
kann und trotzdem ausreichend hohe Erträge erzielt werden können, um betriebswirtschaft-
lich sinnvoll arbeiten zu können. Verarbeitungsunternehmen müssen beispielsweise über die 
Warenbeschaffung von Zutaten informiert werden oder über den Umgang mit den entspre-
chenden Auflagen hinsichtlich des Verzichts auf Zusatzstoffe. 

5. Engpässe bei der Verarbeitung 

Herausragendes Beispiel ist hier die ökologische Verarbeitung von Milch, die nur mit einer 
entsprechend positionierten Molkerei möglich ist. Wenn diese Molkerei in der Region nicht 
vorhanden ist, muss Milch konventionell vermarktet werden, obwohl sie auf dem Betrieb öko-
logisch zertifiziert erzeugt wurde. 

6. Wechselhaftes Image des Öko-Landbaues 

Zum Teil fehlt das Vertrauen darin, dass das derzeit sehr gute Image der Öko-Landwirtschaft 
stabil bleibt. So erinnert man sich noch daran, dass nach dem Nitrofen-Skandal die Märkte 
insbesondere im Handel sehr stark eingebrochen sind und das Vertrauen in die Öko-
Landwirtschaft kurzfristig sehr stark gesunken ist. 

7. Geringe Risiko- und Innovationsbereitschaft 

Die Umstellung auf ökologischen Landbau erfordert unternehmerisches Handeln sowie Risi-
kobereitschaft, was bei bisher festen Abnahmestrukturen in der konventionellen Landwirt-
schaft nicht immer gefördert wurde.  
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4.3 Instrumente zum Abbau der Hindernisse 

Folgende Abbildung ordnet den verschiedenen Umstellungshindernissen jeweils Instrument 
zu, mit denen die Hindernisse beseitigt werden können: 

Abbau der UmstellungshindernisseAbbau der Umstellungshindernisse

Gute Preise für konventionelle Produkte
Noch bessere Preise für Öko-Ware
Diskussion über Nachhaltigkeit der Preise

(zu) Geringe Förderung insbesondere der Umstellung
Vermarktungsförderung bei Umstellungsware
Zusätzliche Förderung bei wasserschutzrelevanten Auflagen

Unsicherheiten bei Vermarktung
Akquisition von Handelsunternehmen
Aufbau einer Vermarktungskette
Absatzförderung über Öffentlichkeitsarbeit

Informationsdefizite
Erstinformation: Faltblatt und Fortbildungsveranstaltungen 
Fortgeschrittene: Betriebsbesuche und Beratung

Engpässe bei Verarbeitung
Akquisition von Verarbeitungsunternehmen
Weiterbildungsangebote (Rechtliche Rahmenbedingungen, Beschaffung, Technologien)

Wechselhaftes Image des Öko-Landbau (nach BSE als Leitbild, nach Nitrofen als Buhmann)
Mittels Öffentlichkeitsarbeit positives, aber realistisches und nicht diskriminierendes Image des Öko-

Landbaus zeichnen
Geringe Risiko- und Innovationsbereitschaft

Mit Kampagne „Der Bio-Zug fahrt ab, entweder mit oder ohne Euch“ klares Signal setzen

 

4.4 Aufbau einer Kampagne 

Als vier Elemente einer Kampagne lassen sich nennen: 

1. Vermarktungsförderung 
2. Beratungsförderung 
3. Flächenförderung 
4. Öffentlichkeitsarbeit 
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Bausteine einer KampagneBausteine einer Kampagne

Vermarktungs-
förderung

Öffentlichkeits-
arbeit

Flächen-
förderung

Beratung

Ein „Kampagnenkatalysator“ muss 
Massnahmen und Akteure verbinden

 
 

Die folgende Tabelle ordnet den Umstellungshindernissen geeignete Instrumente zu deren 
Behebung zu und definiert die jeweilige Zugehörigkeit zu einem Kampagnenbaustein:  

Abbau der Umstellungshindernisse/Zuordnung zu KampagnenbausteinenAbbau der Umstellungshindernisse/Zuordnung zu Kampagnenbausteinen

Gute Preise für konventionelle Produkte
Noch bessere Preise für Öko-Ware (Vermarktungsberatung)
Diskussion über Nachhaltigkeit der Preise (Öffentlichkeitsarbeit)

(zu) geringe Förderung insbesondere der Umstellung
Vermarktungsförderung bei Umstellungsware (Vermarktungsberatung)
Zusätzliche Förderung bei wasserschutzrelevanten Auflagen (Flächenförderung)

Unsicherheiten bei Vermarktung
Akquisition von Handelsunternehmen (Vermarktungsberatung)
Aufbau einer Vermarktungskette (Vermarktungsberatung)
Absatzförderung über Öffentlichkeitsarbeit

Informationsdefizite
Erstinformation: Faltblatt und Fortbildungsveranstaltungen (Beratung)
Fortgeschrittene: Betriebsbesuche und Beratung (Beratung)

Engpässe bei Verarbeitung
Akquisition von Verarbeitungsunternehmen (Vermarktungsberatung)
Weiterbildungsangebote (Rechtliche Rahmenbedingungen, Beschaffung, Technologien) (Beratung)

Wechselhaftes Image des Öko-Landbau (nach BSE als Leitbild, nach Nitrofen als Buhmann)
Wechselhaftes Image des Öko-Landbau (nach BSE als Leitbild, nach Nitrofen als Buhmann) 

(Öffentlichkeitsarbeit)
Mittel Öffentlichkeitsarbeit positives, aber realistisches und nicht diskriminierende Image des Öko-Landbau 

zeichnen (Öffentlichkeitsarbeit)
Geringe Risiko- und Innovationsbereitschaft

Mit Kampagne „Der Bio-Zug fahrt ab, entweder mit oder ohne Euch“ klares Signal setzen 
(Öffentlichkeitsarbeit)
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5 Skizze eines Einstiegs in einer Beispielsregion 
in Unterfranken 

5.1 Projektphasen 

Für die erfolgreiche Umstellung auf ökologischen Landbau hat die erfolgreiche Vermarktung der 
Produkte entscheidenden Impulscharakter. Zwar sind alle Instrumente grundsätzlich gleichge-
wichtig anzuwenden, in der zeitlichen Abfolge gilt es jedoch zuerst, den Absatz der Pro-
dukte zu sichern. 

In der jetzigen Phase lässt sich nur die nächste Phase der Konzeption planen und kalkulieren. 

Projektschritt Beschreibung Laufender Pro-
jektmonat 

I. Start- und Struktur-
phase 

  

1. Möglichkeitsstudie Im Rahmen einer Studie wird belegt, dass die Um-
stellung auf ökologischen Landbau ein effizienter 
Beitrag zum Grundwasserschutz ist. Zudem wird 
skizziert, welche Instrumente eine Kampagne „Was-
serschutz durch Ökologischen Landbau“ beinhaltet. 

-6 bis -1 

2. Workshop zur Bewer-
tung der Ergebnisse der 
Studie 

Im Rahmen eines eintägigen Workshops mit den 
Autoren der Studie, Vertretern der Wasserwirtschaft 
sowie Beratern werden die Ergebnisse der Studie 
diskutiert und bewertet. 

-1 

3. Startsignal Regierung von Unterfranken gibt Startsignal auf 
der Basis der Möglichkeitsstudie, indem erklärt 
wird, dass ein Pilotprojekt „Wasserschutz durch 
Ökologischen Landbau“ durchgeführt wird und 
dass grundsätzliche Bereitschaft besteht, dieses 
Pilotprojekt finanziell zu unterstützen. 

0 

4. Struktur und Ansprech-
partner festlegen 

Es gilt, einen zentralen Ansprechpartner für das Pro-
jekt zu benennen, bei dem „die Fäden zusammenlau-
fen“ und die Rollen festzulegen, die weitere Beteiligte 
wie z. B. externe Dienstleister in dem Projekt haben 
sollen. Außerdem muss eine Struktur für das Projekt 
definiert werden, indem Entscheidungsprozesse und 
Formen der Mitwirkung der Akteure beschrieben 
werden. 

 

5. Benennung der Bei-
spielsregion 

Eine Beispielsregion für das Pilotprojekt wird be-
nannt, in der es relevante Probleme der Wasserquali-
tät gibt und die Chancen eines Vermarktungskon-
zepts positiv einzuschätzen sind. 

1 

6. Kommunikation an Ak-
teure 

Die Schlüsselpersonen in der Region werden über 
das Projekt informiert (Verbände, Beratung, wesentli-
che Marktpartner). 

1 

Ergebnis Rahmenbedingungen für das Pilotprojekt sind 
klar. 

1 
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Projektschritt Beschreibung Laufender Pro-

jektmonat 
II. Konzeptionsphase   
1. Analyse 1. Angebot: bisheriges Angebot an Öko-Ware und 

Abschätzung eines potenziellen Angebots 
2. Nachfrage: potenzielle Abnehmer in der Region und 

überregional 
3. Kommunikationsstruktur: Wer sind potenzielle 

Akteure in einer Kampagne? 

2 

2. Grobe Beschreibung 
des Unterstützungspakets 

Bevor das Gespräch mit potenziellen Abnehmern ge-
führt werden kann, muss zumindest skizziert werden, 
mit welcher Unterstützung diese rechnen können, 
wenn sie ihre Bereitschaft zur Mitarbeit bekunden. In 
dem Paket sollten u. a. Unterstützung bei der Beschaf-
fung sowie bei Werbung und Öffentlichkeitsarbeit ent-
halten sein. 

3 

3. Identifikation von Abneh-
mern und Verfeinerung der 
Beschreibung des Unterstüt-
zungspakets 

Während im Arbeitsschritt 2.1. die potenziellen Ab-
nehmer lediglich benannt werden, gilt es hier, verbind-
liche Zusagen über eine Zusammenarbeit zu erreichen 
und zu klären, welche Art der Unterstützung erforder-
lich ist. 

4-5 

4. Diskussion des Kon-
zepts mit den Akteuren im 
Rahmen eines eintägigen 
Wokshops 

Im Rahmen des Workshops wird das Unterstützungs-
paket mit Zeit- und Finanzierungsplan vorgestellt. 

5 

5. Feinplanung Umset-
zung mit Zeit- und Kos-
tenplan 

Die Ergebnisse der eigenen Recherchen, der Gesprä-
che mit Abnehmern sowie des Workshops werden 
zum abschließenden Feinkonzept verarbeitet. 

6 

Ergebnis/Summe Verbindliche Absatzzusagen sind getroffen. Mit 
Feinplanung inkl. Zeit- / Kostenplan sowie Zutei-
lung der Verantwortlichkeiten liegt ein Vorschlag 
vor, wie die Nachfrage bedient werden kann. 

7 

 
III. Umsetzungsphase  7 
In der Konzeptphase müssen die oben beschriebenen Instrumente zu einer Kampagne verknüpft und 
mit Kosten und Zeitplänen versehen werden. Aktuell lassen sich die folgenden Rahmenbedingungen 
einer Kampagne benennen: 

1. Ausgangspunkt und Impuls muss ein Ansatz einer Vermarktung der ökologisch erzeugten 
Produkte sein, auf welchen alle weiteren Maßnahmen aufbauen. 

2. Eine Ausweitung der ökologisch bewirtschafteten Fläche lässt sich nur im Rahmen einer in 
sich geschlossenen vernetzten Kampagne erreichen, indem Umstellungshindernisse ge-
meinsam angegangen werden, vergleichbar mit dem Minimumprinzip in der Düngung: Wenn 
ein Nährstoff im Mangel ist, hilft es nicht, einen anderen Nährstoff besonders hoch zu düngen, 
da der eine Nährstoff im Mangel so nicht ausgeglichen werden kann. Auf die konkrete Situati-
on bezogen: Es hilft nicht, möglichst viel Engagement in die Information und Beratung von 
landwirtschaftlichen Betrieben zu legen und diese zur Umstellung zu motivieren, wenn die an-
schließende Vermarktung der Produkte nicht entsprechend organisiert wird. 

3. Eine solche Kampagne kann nicht von außen in eine Region implementiert werden, sondern 
muss von den Akteuren in der Region getragen und durchgeführt werden. Externe Kräfte 
können jedoch Impulse geben und die Akteure mittels Moderation und ggf. in Form finanzieller 
Unterstützung begleiten. Wichtige Akteure in einer Region sind unter anderem die Landwirt-
schaftsverbände, die Offizialberatung, die Marktpartner sowie politische Strukturen. 
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5.2 Nächste Schritte 

Zusammengefasst sind als nächste Projektschritte zu nennen: 

 
1. Startsignal. Die Regierung von Unterfranken gibt das Startsignal auf der Basis der Mög-

lichkeitsstudie, indem erklärt wird, dass ein Pilotprojekt „Wasserschutz durch Ökologi-
schen Landbau“ durchgeführt wird und dass grundsätzliche Bereitschaft besteht, dieses 
Pilotprojekt finanziell zu unterstützen. 

2. Struktur und Ansprechpartner festlegen. 
 Benennung eines zentralen Ansprechpartners für das Projekt, bei dem „die Fä-

den zusammenlaufen“. Es wird angeregt zu prüfen, ob Bernhard Schwab, Berater für 
ökologischen Landbau in Unterfranken, diese Rolle einnehmen kann. Herr Schwab 
würde zwar selbst keine Personalkosten verursachen, wäre aber auf personelle Ver-
stärkung angewiesen. Es sollte die Möglichkeit geprüft werden, einen kompetenten 
Landwirt mit Agrardiplom aus der Region auf Honorarbasis als Unterstützung zu ge-
winnen, was den Vorteil hat, dass diese Person neben Fachkenntnis auch eine hohe 
Akzeptanz bei Berufskollegen hat. 

 Festlegung der Rollen, die weitere Beteiligte wie z. B. externe Dienstleister in dem 
Projekt haben sollen. Denkbar ist eine Unterstützung von Dienstleistern im Projekt-
management und bei der Erstellung eines Kommunikationspakets. 

 Definition einer Struktur für das Projekt, indem Entscheidungsprozesse beschrie-
ben und Formen der Mitwirkung der Akteure beschrieben werden. Denkbar ist bei-
spielsweise ein Projektrat, der den Projektleiter berät und zur Verankerung des Pro-
jekts bei den Interessensgruppen beiträgt. 

 Benennung der Beispielsregion: Es wird eine Beispielsregion für das Pilotprojekt 
benannt, in dem es relevante Probleme der Wasserqualität gibt und in dem die 
Chancen eines Vermarktungskonzepts positiv einzuschätzen sind. 

 Kommunikation an Akteure: Die Schlüsselpersonen in der Region werden über 
das Projekt informiert (Verbände, Beratung, wesentliche Marktpartner). 
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